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Der Hauptausſchuß des Reichstags tritt an
dieſem Dienstag wieder zuſammen. Seit dem Beginn des
Krieges hat ſich die Bedeutung dieſer parlamentariſchen
Körverſchaft ſtändig gehoben. Jn Zeiten, da noch Fremd-
wörter erlaubt waren, nannte man den Hauptausſchuß
Budgetkommiſſion. Tatſächlich beſtand die eigentliche Auf-
gabe dieſes Ausſchuſſes lediglich darin, das Budget, den
Haushaltsvorſchlag für das kommende Rechnnngsjahr, vor-
zuberaten und zur Behandlung in der Vollverſammlung des
Reichstags reif zu machen. Jm Laufe des Krieges iſt aber
die Fortſetzung und ſtändige Erneurung der ſogenannten
Budget-Debatte, der

allgemeinen politiſchen Ausſprache,

die der Beratung der einzelnen Rechnungspoſten vorangeht,
die eigentliche politiſche Aufgabe des Hauptausſchuſſes ge-
worden. Dadurch hat der Reichstag die Möglichkeit ge-
wonnen, auch ohne das Hilfsmittel der Jnterpellationen die
Führung der Reichsgeſchäfte durch die Regierung einer
ſtändig erneuten Prüfung zu unterziehen.

Die Beratungen im Hauptausſchuß haben vor denen
in der Vollverſammlung den Vorzug, daß ſie ſich im engern
Kreiſe vollziehen, und daß die Oeffentlichkeit jederzeit aus-
geſchloſſen werden fann. Die Regierung iſt hier alſo nicht
wie in der Vollverſammlung in der Lage, den Abgeordneten
wichtige Jnformationen vorenthalten zu können mit der
Begründung, daß dadurch Staatsgeheimniſſe preisgegeben
werden. Der Regierung iſt damit die bequeme Handhabe
genommen, einen tieferen Einblick der Volksvertreter in die
Keichsgeſchäfte zu verhindern.

Ein weiterer Vorzug der Ausſchußberatungen iſt es,
daß die Parteien hier in engerm Kreis und offener Aus-
ſprache auch

in engere Fühlungnahme zueinander
treten können. Die Vollverſammlung hat immer etwas
Feierliches und Breites, was die Parteien voneinander
trennt. Jm Ausſchuß ſtehen die Vertreter der Parteien
ober in ſtändigem Gedankenaustauſch, und ſo entwickelt ſich
erſt hier der fruchtbare Boden für Mehrheitshbildungen, diewiederum die nnentbehrliche Vorausſetzung für die Macht!

Die Erklärungen, die Kerenſki dem Petersburger Ver-
treter der „Daily News“ gegeben hat wir berichteten in
der vorletzten Nummer darüber müſſen in England

wie eine Bombe eingeſchlagen
haben. Man vergegenwärtige ſich den Vorgang! Auf der
Konferenz der Arbeiterpartei ſpricht der Miniſter Henderſon
für die Beteiligung an der Konferenz. Lloyd George und
Re ganze jingoiſtiſche Preſſe werfen ihm vor, eine Er-
klärung der ruſſiſchen Regierung unter-
ſchlagen zu haben, die einen ganz andern Beſchluß der
Konferenz herbeigeführt haben würde, weil aus ihr hervor-
gehe, daß auch die ruſſiſche Regierung die Stockholmer Kon-
ferenz jetzt nicht mehr wünſche. Der Miniſterpräſident wirft
Henderſon in einem Briefe vor, unfa ir gehandelt zu
haben, und Henderſon nimmt ſeine Entlaſſung. Jn der fol-
enden Sitzung des Unterhauſes verkündet Lloyd George
den Beſchluß der Regierungen Englands, Frankreichs,
Italiens und der Vereinigten Staaten, die P äſſe für
Stockholm zu verweigern, und er begründet
dicſen Beſchluß wieder ausdrücklich mit den Wünſchen
derruſſiſchen Regierung, und den beſondern Ver
hältniſſen in Rußland, die es nicht rätlich erſcheinen ließen, mit

dem Feinde Friedensgeſpräche zu führen, während es doch
gelte, die Armee wieder lampffähig zu machen.

Nach den Erklärungen Kerenſkis kann kein Zweifel
mehr darüber beſtehen, auf wen der Vorwurf nnfairen
Handelns zurückfällt, und wenn „Daily News“ ſagen,
Henderſon und die Arbeitervartei ſeien jetzt glänzend ge
rechtfertigt, ſo kann man hinzufügen, L oyd George und die

seinen ſeien jetzt
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exweiterung des Reichstags ſind bis zur ſchließlichen un-
ausweichlichen Durchführung des parlamentariſchen Sy-
ſtems. Man hat alſo das Recht, den Hanptausſchuß als ein
organiſches Glied anzuſehen, das die notwendige Entwick-
lung vom Obrigkeitsſtaat zum parlamentariſchen Syſtem
vermitteln hilft.

Aber quch für die Regierung hat die Einrichtung
des Hauptäusſchuſſes ihre Vorziige. Die Regierung braucht
heutzutage für ihre Wirkſamkeit Parlament und Preſſe.
Eine rein abſolutiſtiſche Regierung läßt ſich in dieſer Zeit
des Weltkriegs gar nicht mehr vorſtellen. Denn die Regie-
rung iſt unabläſſig genötigt, ſich mit ihren Darlegungen an
die Oeffentlichkeit zu wenden, ſie

braucht den Zuſammenhalt mit dem Volke.
Sie kann ſich, da die diplomatiſchen Beziehungen zu den
meiſten Staaten abgebrochen ſind, auch nur auf dieſem
indirekten Wege an die feindlichen Regierungen wenden.
Hat der Reichskanzler dem Volk oder den Regierungen des
Auslands etwas mitzuteilen, ſo kann er das nur tun, indem
er Preſſevertreter empfängt oder im Kreiſe der Parlamen-
tarier ſeine Erklärungen abgibt. Das dritte Mittel, die
Anſprachen von Miniſtern an breitere Kreiſe des Volkes,
z. B. in öffentlichen Verſammlungen, iſt in Deutſchland noch
nicht in Anwendung gekommen. Auch das wird noch kom-
men auf dem Wege vom Abſolutismus zur Demokratie.

Der Reichskanzler will die erſte Sitzung des
Hauptausſchuſſes dazu benutzen, um

über die Friedensnote des Papſtes
ſeine Erklärungen abzugeben. Er weiß, daß
ſeinen Erklärungen eine Debatte folgen wird, in der man
ſich über allgemeine politiſche Fragen noch rückſichtsloſer
ausſprechen wird, als dies in der Vollverſammlung möglich
iſt. Er hat, wie mit Beſtimmtheit anzunehmen iſt, mit
einer feſten Mehrheit zu rechnen, die eine entgegenkommende
Antwort anf die päpſtliche Note erwartet.

War das Zentrum bei der Beratung des Friedensvpro-
gramms des Reichstags am 19. Juli noch etwas unſicher,
ſo hat jetzt die antiannerioniſtiſche Richtung in dicſer Partei
durch die päpſtliche Note eine Stärkung erfahren, die ihr

grenzenlvs kompromittiert,
Wenn Kerenſki erklärt, man habe in London ſeine Note

iniverſtanden, ſo weiß er ſelber ganz gut, daß man ſie ab
ſicht lich mißverſtanden hat. Denn die Haltung der ruſſi-
ſchen Regierung iſt ebenſo klar wie korrekt. Kein Menſch
hat angenommen, daß die ruſſiſchen Stockholm Delegierten
als Beanftragte ihrer Regierung kommen würden, mit der
Vollmacht, bindende Abmachungen zu treffen. Man hat das
ebenſowenig von den engliſchen und franzöſiſchen Sozialiſten
angenonminmen, und was die deutſchen Sozialdemokraten be-
trifft, ſo haben ſie ſtets erklärt, daß ſie nur für ihre Partei,
nicht aber für die deutſche Regierung verhandeln können
und wollen. Lloyd George hat mit einem advokatoriſchen
Kunſtgriff die Frage auf ein Gebiet verſchoben, über das
es überhaupt keinen Streit gibt, und hier recht zu behalten,
war ihm ſelbſtverſtändlich leicht. Die wirkliche
Streitfrage, ob die Regierungen die Beteiligung ihrer
Staats angehörigen an der Stoctholmer Konferenz zulaſſen
ſollen oder nicht, wurde auf dieſe Weiſe

abſichtlich verdunkelt.
Verdunkelt, aber nicht aus der Welt geſchafft! Sie iſt. durch
die Erklärung Kerenſkis und die vorangegangenen Vor-
gänge in den Ententeländern des Weſtens in helles Licht
gerückt. Die ruſſiſche Regierung, die engliſche Arbeiter-
partei, die franzöſiſchen, amerikaniſchen und italieniſchen
Sozialiſten ſind für die Abhaltung der Konferenz
die engliſche, franzöſiſche, amerikaniſche und italieniſche Re-
gierung ſind dagegen. Es ergibt ſich alſo in der
Stockholm-Frage ein doppelter Gegenſatz, ein innerer und
ein äußerer. Ein innerer zwiſchen den Sozialiſten und den

1. Jahrgang

Kanzler und Papſt.
die Oberhand unter allen Umſtänden ſichert. Zu den Wir-
kungen der päpſtlichen Note gehört. es alſo auch, daß die
Reichstagsmehrheit vom. 19. Juli gefeſtigt. worden iſt. Das
iſt eine Tatſache, mit der der Reichskanzler bei der Abgabe
ſeiner Erklärung rechnen muß.

Sollte dieſe Erklärung unzureichend erſcheinen, ſo
würde ſie und die ihr folgende Debatte nur ein Vorſpiel
bilden für eine Jnterpellationsberatung in der
Vollverſammlung. Dort hat die Mehrheit es in der
Hand, vom Reichskanzler eine nochmalige Erklärung zu ver-
langen, und ſie kann in einer Abſtimmung ſich darüber aus
ſprechen, ob ſie jene Erklärung billigt oder nicht. Nun ſtelle
man ſich einmal den Fall vor, daß der Reichskanzler im
Reichstag die Richtlinien ſeiner auswärtigen Politik ent-
wickelte, und daß der Reichstag in einer folgenden Abſtim-
mung dieſe Richtlinien verwerfen würde! Das wäre dann
ein offener Konflikt mitten im Kriege, das wäre die Feſt-
ſtellung, daß die Regierung eine Politik treibt, die von Volk
und Volksvertretung nicht gebilligt wird. Man muß dieſen
Fall nur zu Ende denken, um zu erkennen, daß keine Re-
gierung eine ſolche Machtprobe riskieren kann, daß alſo die
Reichstagsmehrheit

alle Macht in Händer
hat, wenn ſie uur will.

Niemand wird unterden gegenwärtigen Umſtänden einen
Konflikt leichtſinnig heraufbeſchwören wollen. Aber die
Dinge drängen zur Klarheit. Wir leben in einem unklaren
Zuſtand, da man noch immer den Anſchein aufrechterhalten
will, als könnte die vom Kaiſer eingeſetzte Regierung in
Deutſchland jede ihr belicbige Poitik treiben, während ſie
in Wirklichkeit gezwungen iſt, nach. den Wünſchen derr
Reichstagsmehrheit zu handeln, ſofern nur dieſe
Wünſche klar und beſtimmt zum Ausdruck gebracht werden.
Ein Zuſtand, der ſcheinbar und notdürftig etwas aufrecht-
erhalten will, was längſt überlebt und unhaltbar geworden
iſt, iſt ein ſchwerer Schaden nach außen wie nach innen.

Die beginnende Reichstagsſeſſion muß darum über das
Verhältnis zwiſchen Regierung und Parla-
ment volle Klarheit ſchaffen. Das iſt von ihren vielen
wichtigen Aufgaben die wichtigſte.

Rußland und Stockholm.
Regierungen der weſtlichen Entente, und ein äußerer zwi-
ſchen dieſen und der ruſſiſchen Regierung.

Auf' welche Weiſe dieſer Konflikt zum Austrag gelangen
wird, läßt ſich nicht leicht vorausſagen. Wir haben in den
letzten Wochen die Entente- Regierungen in einer fortge-
ſetzten und erfolgreichen Offenſive gegen den Stockholmer
Konferenzgedanken geſehen, und der Widerſtand, der ihnen
geleiſtet wurde, war nur ſchwach. Auf die Gründe, wes-
halb die ruſſiſche Regierung die Sache der Konferenz und
des Friedens im Rate der Alliierten nicht kräftiger vertreten
hat, werfen die Erklärungen Kerenſkis ein helles Licht.
Kerenſki meint, die Stockholmer Konferenz wäre nützlicher
geweſen, wenn ſie während der ruſſiſchen Offen
ſive hätte ſtattfinden können. Das weiſt auf den alten
Gedankengang Kerenſtkis zurück, daß die Sache des Friedens
mit dem Schwert in der Hand verfochten werden müſſe, da
die Stimme der Ruſſen im Rate der Verbündeten nach der
Größe ihrer militäriſchen Leiſtungsfähigkeit gewogen wer
den würde. Durch die Niederlagen des ruſſiſchen Heeres
fühlt ſich Kerenſki im Kampfe gegen die weſtlichen Kriegs-
verlängerer

in Nachteil geſetzt und entmuttigt.

Deswegen iſt er aber keineswegs ein Gegner der Stock-
holmer Konferenz geworden, wie es Lloyd George der eng-
liſchen Oeffentlichkeit vorzuſpiegeln verſuchte.

Nach den letzten Nachrichten iſt das vereinigte hollän-
diſcheſkandinaviſche und ruſſiſche Komitee in Stockholm nicht
gewillt, das Spiel aufzugeben. Optimiſten erwarten ſogar
von der neuen Verzögerung etwas Gnutes. Sie glauben,
daß ſich der Konflikt zwiſchen den A rbeiterparteien und den
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Regierungen im Weſten verſchärfen werde, daß die Friedens
bewegung aus dem Paßverbot neue Kräfte ſchöpfen werde,
und daßz die weſtlichen Sozialiſten nur etwas ſpäter als
endre noch Stockholm kommen würden.

Ob inzwiſchen die Linzelbeſprechungen weiter fortge-
ſetz. werden ſollen, das zu entſcheiden liegt beim Stockholmer
Komitec. Denkbar iſt es, daß ſich für. die weſtlichen So-
zialiſten trotz des Paßverbots bald einen Weg fände, ſich in
Stockholm durch Bevollmächtigte vertreten zu laſſen. Die

23000 Tonnen.
Unterm 19. Auguſt wird amtlich mitgeteilt:
Neue U Boots-Beute im Atlantiſchen O

und in der Nordſee: 23000 Bruttoregiſtertonnen.
Unter den verſenkten Schiffen befanden ſich der eng

zean

hiſche Dampfer „Cayo Soto“ (3082 Tonnen), Ladung an-
ſcheinend Hanf, ferner ein bewaffneter, engliſcher
Dampfer mit 5500 Tonnen Kohlen von England nach
Port Said, ein bewaffneter, franzöſiſcher Dampfer
und ein großer, durch Bewacher geleiteter Dampfer von
mindeſtens 10 600 Tonnen
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Neue Verſenkungen. Der Admiralſtabschef teilt
mit: Durch zwei unſrer U-Borte wurden im Sperrgebiet
um England wiederum acht Dampfer, zweiSegler und ein Fiſcher-
fahrzeug verſenkt, darunter der italieniſche Dampfer
„DOneſta““ (2674 To. mit Kohlen von England nach Genug
unterwegs, die franzöſiſchen Segler „Alfred de Courcy“
und „Marig Jéſus protéegez-nons“, beide mit Kohlen von
Newcraſtle nach Gravelines, und das engliſche Fiſcherfahrzeug
„LS. T. 454“. Fünf Dampfer wurden aus Geleitzügen heraus-
geſchoſſen, ja zwei davon im Doppelſchuß aus je einem Gelritzug.

Vernichtung einer N-Boot-Falle. Am V. Auguſt
wurde, ſo berichtet der deutſche Admiralſtabschef, eine eng-
hiſche HeB oote- Falle in Geſtalt eines Dampfers der
Blne-Funnel-Linie von einem unſrer U-BVoote im Artillerie-
gefecht durch Treffer in die Maſchine bewegungs unfähig
geſchoſſen, durch weitere Artillerietreffer wurde Munition
auf dem Dampfer zur Exploſion gebracht, wodurch das
Hinterſchiff bis zur Waſſerlinie aufgerollt wurde und völlig aus-
brannte. Nach einem Torpedotreffer in die Maſchine ſank die
U-Voot-Falle hinten erheblich tiefer und wurde darauf mit zehn
weitern Artillerietreffern völlig wragd geſchoſſen.

Ruſſiſcher Torpedobootszerſtörer geſunten.
Jn der Oſtſee brachte am 12. Auguſt eine Mine im Aaglands-
archipel den ruſſiſchen Torpedobovotszerſtörer „Leitenant Burakow“
durch Exploſion zum Sinken. Leutnant Radlefn und 22 Matroſen
ſind umgekommen, die übrige Beſanung wurde gerrttet.

Verſenkt. Das däniſche Miniſterium des Aeußern gibt
bekannt, der dä niſche Dampfer „Svanholm“, mit Holz von
(Göteborg nach England beſtimmt, iſt am 16. Auguſt in der Nord-
ſee verſenkt worden. Das norwegiſche Miniſterium des
Aeußern machte Meldung von der Torpedierung der folgenden
norwegiſchen Schiffe in der Nordſee: „Solglimt“
„Majorta“, „Solveigh“, „Urſus Miner“ und des Dampfers
„Hurrah“,

7

DDie elfte Jſonzoſchlacht.
Der Jtaliener holt am Jſonzo neuerlich zum An-

griff gegen die ſeit langen Jahrhunderten zu Oeſterreich gehöri-
gen Käſtenlande aus. Nach eineinhalb Tagen ſtärtſter Artillerie-
vorbereitung, der geſtern nuchmittag einige Erkundungsvorſtöſe
folgten, trat heute früh zwiſchen dem Mrzli Vrh und dem Meere
die italieniſche Jnfanterie zur Schlacht an. Der Kampf
tobt mit größter Erbitterung faſt in allen Auſchnitten der
60 Hilometer breiten Front, bei Tolmein, nord-
öſtlich von Cangale, zwiſchen Descla und dem Mt. San
Gabriele, ſüdlich von Gör; und auf der Karſthochfläche. Die
bisher eingelaufenen Meldungen lauten durchweg günſtig.

Marſeille im Kriege.
Louis Bertrand erzählt in der „Revue des Deur-Mondes“,

daß Marſeille geradezu von Griechen und Serben über-e

ſchreibt er, gab es eine
Photaerſtadt.
lagus, Konſtantinovel

ſchwemmt ſei. Schon in Friedenszeiten,
ſtattliche griechiſche Kolonie in der

3 re mee erſie durch Flüchtlingsebanden aus dem Archipe
3 9 m 3alten Je t t

u d o m e h rind der Levante noch bereichert. Ueberall weiſen Straßenbilder
J J 9 f w. mee m 57 I din griechiſchen Buchſtaben den Neuankommlingen die Orte ge-

i Demeter hre Wanneſel d 1 n ndenind danebe
und 2

7rot f r rp ine u ſie eſich Liſten mit den griechiſchen Nationalgerichten teblings-
getranter Vor den in den griechiſchen Landesfarben blau und
weiß angeſtrichenen Kaffeehäuſern drängen ſich fremdartige Ge-
ſtalten kühn geſchwungenen Adlernaſen und kräftigen
Schnirrbaärten vehaarten Händen den unvermeid-
tiichen vernſteinfarbenen Roſenfkranz balten. Es ſind ihrer viel
mehr, als man meint, weil ſich all dieſe Fremdlingsſcharen ſo
ruhig wie irgend möglich verbalten, ſich gleichſam anſtrengen,
teinen Platz zu beanſpruchen. Trauer und Schambaftigteit ſcheint

dieſen ſeltſamen Settierern zu liegen. Stundenlang vleibt
dieſelbe Geſellſchaft vor einem Glaſe Maſtir um einen tleinen
Tiſch hocken.

Jn ebenſo ungewöhnlicher Zahl, aber weit ſelbſtbewußter,
treten die Serben

mit

dic Vauern und Arbeier
die Salzatmoſphäre des

auf: Die Offiziere in ſtrahlend neuen Uni-
tadelloſem Lederz und ſpiegelblanken Stief

in ſchäbigem Rocke, den Regengüſſe und
verfleckt haben. Dazwiſchen

wimmelt es von Juden Saloniki, Algerien und Tunis.
Auf den Köpfen ihrer Frauen ſieht man das irgditionelle, in zwei

der Rebet Eſthers des

formen, ug eln,Meeres
aus

tas undSeidentuchHörner auslagufende Se
Morgenlandes.

Und all
ſchmutzigen, überaus maleriſchen
und recht beieinander.

Gaſte wohnen in
hV rtel J tte d l V ſei

dieſe fremden

ruſſiſche Regiernng kann nach den neuſten Erklärungen
Kerenſkis im Gegenſatz zu ihren weſtlichen Verbündeten der
Ausreiſe der Stockholm- Delegierten kein Hindernis in den
Weg legen. Was die deutſchen Sozialdemokraten be-
trifft, ſo iſt von der franzöſiſchen Preſſe behauptet worden,
die dentſche Regierung mache die Paßerteilung von
der Bedingung abhängig, daß in Stockholm die
Frage der Kriegsſchuld nicht erörtert werde.
Das iſt

Was der Krieg
Stählt der Krieg?

Dieſe Frage behandelt der Deputierte Victor Boret in dem
letzten Hefte der „Nouvelle Revue“.

„Die unverbeſſerlichen Optimiſten“, ſchreibt er, „wollen be-
haupten, daß 3 Jahre Krieg die Widerſtandstraft des Soldaten
derart geſtählt haben, daß alle Mühſal des Kriegslebens jetzt viel
leichter ertragen wird. Das Gegenteil iſt der Fall. Die
Jahre des Krieges wollen dreifach gezählt ſein, was den
Verbrauch der Lebenstktraft anbetrifft. Gewiß iſt die
tägiiche Anſpannung der Kräfte den Soldaten zur Gewohnheit
geworden, aber gerade des Alltags träger Gang mit ſeiner Monv-
tonie läßt die geſtellten Forderungen um ſo ſchwieriger erſcheinen.
Grauſam wie der Krieg iſt, bot er anfänglich doch wenigſtens den
Reiz des Neuen, ſchuf ungetannte Situationen, denen die an
fenernde Wirkung einer durchgreifenden Veränderung inne-
wohnte, und erzeugte kraft ſeiner tragiſchen Größe einen Rauſch
und eine Begeiſterung, die ſeither längſt erſtorben ſind. Heute
iſt es „ſchon nicht mehr ſchön“.

Wenn es früher zum Sturme ging, wurden Witze geriſſen.
Heute leider man ſchweigend. Heute ſind die Leute niedergedrückt,
wie zerſchlagen von all den Schmerzen und Härten des rauhen
Kriegshandwerks, von all der Trauer ſchlafloſer Nächte, dem end-

Grauen der Horchpoſtenſtunden, den Ablöſungen in dunr-
Heftiger ſchmerzen heute die Schultern,

loſe
ler, regneriſcher Nacht.
in die die Lederriemen des ſchweren Gepäcks ſchon gar zu lange
ſchnitten, und die Füße wollen nicht mehr ſo wie früher, wenn
das Blut im Winterſturm erſtarrt oder eine unbarmherzige
Sonne die Haut gervbt.

Und dann der beunruhigende Gedante, daß bei allen Leiden
es in teiner Stunde, in keiner Minute eine Sicherheit gibt, daß
der Tod unmer umreitet, nie müde, unerſättlich, nur immer be-
dacht iſt. ſich auf neue Opfer zu ſtürzen. Darf man ſich wun-
dern, daß bei ſolch einem Daſeinskampf die robuiteſten, wider-

ltern und die Jun-
Jugend gehabt zu

ſtandsfähigiten Perſonen aufgerieben, ſchwach und mutlos
den, reife Manner zu Greiſen a
gen alt werden, ohne etwas von ihrer
haben?

Die Franzoſen, meint der Verfaſſer zum Schluſſe, kennen
die paſſtve Diſgiplin, e Deutſchen ſich ein Jahr-

hindurch gewöhnt hätten. Für ſie iſt dieſer Krieg darum
drückend, wiegt ſchwerer auf ihrem Willen und Lreißt

ihren Nerven.
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Kartoffelverſorgung 1917,18.
Mitteilungen aus dem Kriegsernährungsamt

Die
DDie

ſchreiben:
Auf Grund der Verordnung über die Kartoffelverſorgung

im Wirtſchaftsjahr 1917“18 vom 28. Juni 1917 ſind nunmehr
von dem Präſidenten des Kriegsernährungsamts die erforder-
lichen Anordnungen ergangen. Die Verſorgung der Bevölkerung
mit Speiſetartoffeln aus der Herbſtkartoffelernte 1917
wird vorläufig dahin geregelt, daß der Wochenkopfſatz der
verſoraungs berechtigten Bevölterung bis zu

7 Pfund Kartoffeln
veträgt. Dieſer Wochenkopfſatz iſt für die Kommunalverbände,
die mit Kartoffeln beliefert werden, lediglich ein Berech-
nungsmaßſtab. Jn welchem Umfang die Abgabe in den
Kommunalverbänden erfolgt, bleibt dieſen überlaſſen. Sie
können die Ration je nach den örtlichen Verhältniſſen nach Alters-
ſtufen, unter Berückſichtigung der Arbeitsleiſtung, oder in andrer
Weiſe verſchieden hoch bemeſſen. Die örtliche Reglung iſt hierbei
nur inſoweit beſchränkt, als durchſchnittliche Wochenkopfſatz
von 7 Pfund Kartoffeln nicht überſchritten werden darf. Um die
Ernährung der Bevölkerung mit Kartoffeln unter allen Umſtän-
den, insbeſondere auch dann zu gewährleiſten, wenn die kom-
mende Herbſtkartoeffelernte wider Erwarten gering ſein ſollte,
wird ferner beſtimmt, daß die geſamte Kärtoffelernte
für die öffentliche Bewirtſchaftung ſicherzuſtellen iſt. Der Land-
wirt darf von ſeiner Kartoffelernte nur den eignen Speiſe-
tartoffelbedarf befriedigen und nur die kleinen, 1 Zoll nicht er-
reichenden und die ungeſunden Hartoffeln an ſein Vich verfüttern.
Jn Trocknereien und Stärtefabriten dürfen nur die ſelbſt ge
zogenen Kartoffeln verarbeitet werden. Als ſelbſtgezogen

dabei auch die Pflichttartoffeln der Genoſſenſchaften und
Geſellſchaften. Das aus dieſer Verarbeitung gewonnene Trocken-
aut iſt ohne weiteres beſchlagnahmt und ſoll eine Reſerve für
Froſtperioden bilden, in denen Friſchkartoffeln den Bedarfsbe zir-
ken nicht zugeführt werden können. Auf Spiritus werden
Kartoffeln nur zur Deckung der Anforderungen der Heeresver-
waltung verarveitet. Trinkbranntwein für die Zivilbevölkerung
wird aus Kartoffeln nicht hergeſtellt.

Der durchſchnittliche Wochenkopfſatz von 7 Pfund iſt zunächſt
nur vorläufig feſtgeſetzt worden; die endgültige Reglung
kann erſt geſchehen, wenn Ausgang Noveniber durch genaue Be
ſtandsaufnahme ermittelt worden iſt, welchen Ertrag die Herbſt-

der

gelter

kartoffelernte gebracht hat. Zu dieſer Zeit kann auch erſt ent-
ſchieden werden, ob dem Landwirt weitere Mengen, als jetzt be-
ſtimmt, zum Verbrauch in der eignen Wirtſchaft freigegeben
werden können. Daß eine ſolche Freigabe außerdem unter allen
Umſtänden erſt dann erfolgen kann, wenn die

Wintereiindeckung der Bedarfsbezirke
mit Kartoffeln völlig gewährleiſtet iſt und darüber hinaus ge
nügende Mengen für die Verſorgung der Bevölkerung mit Kar-
toffeln im tommenden Frühjahr vorhanden ſind, iſt ſelbſtverſtänd-
lich. Die Kontrolle darüber, daß Landwirte und Verbraucher den
Vorſchriften entſprechend die Kartoffeln verwenden, wird durch
Einführung der Wirtſchaftskarte, ähnlich wie beim Brot-
gekreide, und durch die Kartoffelfarten geregelt. Verträge über
Sagatautlieferu.igen ſind nur zuläſſig, wenn es ſich um ſolche an
Landwirte oder Kommunalverbände handelt Sie müſſen bis

eine glatte Erfindung.
Die Päſſe der deutſchen Delegierten ſind abgelaufen, es be-
ſtand bisher kein Anlaß, ſie zu erneuern, über ihre Ernen
rung iſt bisher gar nicht verhandelt worden, da kein Menſch
auf den Gedanken gekommen iſt, daß ſie überhaupt eine
Frage ſein könne. Die deutſche Regierung wird den dent.
ſchen Delegierten Päſſe ausſtellen ohne Bedingungen, und
die deutſchen Sozialiſten werden ſich einfinden, wenn das
Komitee ſie ruft.

bringt.
zum 15. November abgeſchloſſen ſein. Anerkannte Hochzuchten
ſollen, um ſie für Saatzwecke zu erhalten, auch dann für Speife-
zwecke nicht in Anſpruch genommen werden, wenn am 15. No-
vember Verträge über ſie nicht vorliegen. e

Der Handel iſt bei dem Verkehr mit Saattartoffeln als
Vermittler zugelaſſen. Bei der Lieferung der Speiſekartoffeln
hat der Handel als Aufkäufer und Abnehmer in möglichſt großem
Umfang tätig zu ſein, außerdem liegt ihm in den Bedarfsbezirken
die Zuführung der Kartoffeln an die Verbraucher ob.

Die Preiſe für die Saatkartoffeln regeln ſich nach den
Vorſchriften der Bundesratsverordnung vom 19. März I.
Zur Durchführung der Wintereindeckung wird vorübergehend er
mäßiger Zuſchlag, auch für die Anfuhr an die Verladeſtation,
feſtgeſetzt werden. Die Bemeſſung der Kleinhandelsyvöchſtpreiſe

iſt Aufgabe der Kommunalverbände. h
im Kleinbau gezogenen Kartoffeln von

Flächen bis zu 200 Quadratmetern ſollen den Kleinbauern reſtlos
belaſſen werden. Dem Kommunalverband ſteht es frei, die Kar-
toffeln auf den Bedarfsanteil des Kartoffelerzeugers, ſeiner Fa-
milie und ſeiner ſonſtigen Haushaltungsangehörigen teilweiſe
anzurechnen. Findet die Anrechnung ſiatt, ſo ſind dem Klein
anbauer von ſeiner Ernte das Saatgut und mindeſtens 12 Pfund
pro Kopf und Tag für das ganze Wirtſchaftejahr frei zu belaſſen.

Die Wochenration von 7 Pfund iſt vorläufig feſtgeſetz
worden, wenn ſich das Ernteergebnis überſehen läßt, ſoll erſt die
endgültige Reglung kommen. Hoffentlich wird dann die Ration
erhöht. Wenn 7 Pfund für den Kopf der Bevölkerung bercech-
net werden, aus danach errechneten Geſamtmenge aber
Schwund, Verbrauch für Volksküchen und Zuſatzrationen genom-
men wird, dann kommt auf den „gewöhnlichen“ Verbraucher nicht
mehr als 5 Pfund pro Woche. Das iſt aber entſchieden zuwenig.

ließ ſich im verfloſſenen Wirtſchaftsjal
darf freilich ni

d
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Die 5-Pfund-Rativn
einige Monate ertragen.
ſie ertragen wurde, und muß ſich des Kohlribenjammers
innern. Eine Wiederholung dieſer vbittern Erfahrungen wird
man der Bevölkerung nicht zumuten.

Jn unſrer Nummer vom Sonnabend wurde eine
ration von mindeſtens 10 Pfund ge
mit dieſer Forderung nicht albein.

Man cht fragen, wie

5 Soreecert. Wir
Stadtverwaltungen aus

weſtlichen Jnduſtriegebiet fordern dasſelbe, und in Arbeiterkreiſen
hält man 10 Pfund für das mindeſte, was gegeben werden muß
Bei guter Organiſation der Aufbringung und Verteilung läßt ſich
dieſe Forderung auch erfüllen. Aller Vorausſicht nach bekommen

Kartoffelernte, 10 Pfund
m J r dWoche ſchon bewir eine gute für den Vehraucher ließen ſich pro

geben.

Be non v meiner Mitte lern

Pakete an deutſche Kriegsgefangene.
Wie bereits amtlich mitgeteilt wurde, iſt das in der fran-

zöſiſchen Lagern erlaſſene Verbot der Auslieferung von Lebené-
mitteln, Tabat und Medikamenten an unſre Kriegsgefangenen
aufgehoben worden. Die Angehörigen können daher
Pakete mit den genannten Gegenſtänden den Gefangenen wieder
wie früher zugehen laſſen. Bei dieſer Gelegenheit wird erneu:
empfohlen, bei Verſorgung der Gefangenen mit Lebensmittel
ſendungen uſw. die Vermittlung der ünter Mitwirkung der de
ſchen Roten-Kreuz-Vereine in Bern geſchaffenen Einrichtung
weitgehend in Anſpruch zu nehmen. Sie bietet die Möglichleit
der Verſendung von Paketen aus der Schweiz an Gefangene.
Die Patete ſind außerordentlich zweckmäßig zuſammengeſtell,,
enthalten Waren von beſter Beſchaffenheit und ſind verhältns-
mäßig wohlfeil. Die Benutzung der genannten Einrichtung ge-
währt vor allem auch den Vorteil, daß die Pakete viel ſchneller
und ſicherer in den Beſitz der Gefangenen gelangen, als dies beim
Verſand aus Deutſchland möglich iſt. Mit der Berner Stelle und
den RoteKreuz- Vereinen iſt zur Vereinfachung des Verkehrs
vereinbart worden, daß die Berner Stelle unmittelbare Ve-
ſtellungen bei Angehörigen nicht entgegennimmt, vielmehr müſſen
ſolche ausſchließlich durch die zuſtändige Rote-Kreuz-Stelle oder
durch die „Hilfe für triegsgefangene Deutſche“ aufgegeben wer
den, die in allen Bezirken Deutſchlands vertreten ſind. Die ün-
mittelbare Beſtellung durch Angehörige in Bern iſt daher zwed-
los, da die Briefe von dort zunächſt wieder den zuſtändigen Ver-
einen zugeleitet werden und dadurch nur eine Verzögerung ent
ſteht. Es iſt zu hoffen, daß die Angehörigen die hier gebotene
Gelegenheit einer ſchnellen und zweckmäßigen Verſorgung der
Gefangenen in möglichſt weitem Umfang benutzen werden.

Mehr Arbeiterſchutz!
Reichslagsabgeordneter Genoſſe Jäckel hat folgende

„Kleine Anfrage“ an den Reichskanzler gerichtet: „Der Landrat
des Kreiſes Reichenbach Schleſien verlangt auf Anweiſung

in Breslau ſtationierten ſtellvertretenden Generä
kommandos des 6. Armeetorps, daß alle Beſprechungen
der Arbeiterausſchüſſe der Textilbetriebe des Enulen-
gebirgsBezirks ſowie Verhandlungen, welche von Ver
tretern der Arbeiterorganiſationen mit Vertretern der Unter
nehmerorganiſationen über Arbeiterforderungen ge
führt werden, 8 bis 10 Tage vorher polizeilich anzumelden ſind
Das Generalkommando ſtellt dieſe Beſprechungen politiſchen
Verſammlungen gleich. Will ein Arbeiterausſchuß eine Be
ſchwerde beim Chef im Kontor vortragen, oder wollen einige Or-
ganiſationsvertreter der Arbeiter im Kontor des Vorſitzenden des
Unternehmerverbandes vorſtellig werden, ſo wird Anmeldung
8 bis 10 Tage vorher verlangt.

Sind dem Herrn Reichskanzler dieſe ungeheuerlichen An
ordnungen des ſtellvertretenden Generalkommandos bekannt? J
dem Herrn Reichskanzler bekannt, daß dieſe Anordnungen da
Streben der leidenden Arbeiter nach angemeſſenen Löhnen ſchwe
ſarer tioe, und deshalb außerordentlich aufreizend gewrr
aben?

Was gedenkt der Herr Reichskanzler zum Schutze der Ar
beiter und gegen die rechtswidrigen Anordnungen des ſtellver
tretenden Generalkommandos des 6. Armeekorps zu tun? V
begnüge mich mit einer ſchriftlichen Antwort.“
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Die Haftung des Redakteurs.
Das Reichsgericht hat vor kurzem eine für das Zeitungs-

weſen ſehr wichtige Entſcheidung gefällt. Vor mehreren Jahren
brachte unſer Kölner Parteiblatt, die „Rheiniſche Zeitung“, gegen
einen Schneidermeiſter Eſſer eine der üblichen gewerkſchaftlichen
Sperrnotizen. Wegen einiger Zuſatzbemerkungen, die die Aeuße-
rung des Schneiders betrafen, er dulde in ſeinem Betrieb keine
Sozialdemokraten, wurde der Redakteur Genoſſe Meerfeld zu
50 Mark Strafe verurteilt. Eſſer ſtrengte nun gegen Meerfeld
Schadenerſatzklage mit der Behauptung an, daß jene Notiz ſein
Geſchäft ruiniert habe. Er forderte 16 400 Mart Schadenerſatz
und eine jährliche Rente von 4100 Mark.

Das Kölner Oberlandesgericht verurteilte nach jahre-
langen Jnſtanzenverhandlungen Meerfeld zur Zahlung von
28 700 Mark Schadenerſatz bis 1. Juli 1917, von da an
bis 1934 zu einer jährlichen Rente von 4100 Mark
und dann bis Lebensende des Klägers von 3000 Mark.

Das Reichs gericht hat jetzt das Urteil aufge
hoben und an eine andre Kammer verwieſen. Die Haftung des
verantwortlich zeichnenden Redakteurs ſei nur eine rein ſtraf
rechtliche. Er könne nicht auch noch zivilrechtlich von demjenigen
in Anſpruch genommen werden, der durch Veröffentlichung eines
Artikels in ſeinem Erwerb oder Fortkommen geſchädigt worden
iſt. Eine Schadenerſatzklage kann nur angeſtrengt werden, wenn
der Redakteur einem andern widerrechtlich bzw. in einer
gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe vor
ſätzlich oder fahrläſſig Schaden zugefügt hat. Der verantwortlich
Jeichnende hafte zivilrechtlich nicht, wenn er, wie im vorliegenden
Falle, nachweiſen könne, daß er von dem beanſtandeten Artikel
vor der Veröffentlichung überhaupt keine Kenntnis hatte. Der
Schadenerſatz-Paragraph könne nur Anwendung finden, wenn der
Angeklagte auch die Unwahrheit der behaupteten Tatſachen ge-
kannt habe. Außerdem habe der Kläger durch die Artikel nicht
ſeine Erwerbsfähigkeit eingebüßt; er hätte ſich ein neues Geſchäft
begründen können. Die Zuerkennung einer Rente ſei deshalb zu
Unrecht erfolgt.
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Die Kriegseiſenbahner.
Viele tauſend Berufseiſenbahner ſtehen bei der Eiſenbahn-

bhauKompanie. Beſonders ſind es die frühern Werkſtätten-
arbeiter ſowie die Handwerker im Betriebsdienſt, die man
vor allem zu den Baukompanien eingezogen hat.

Von allen Truppen, die im Felde ſtehen, iſt die Eiſenbahn-
bautruppe ſicherlich diejenige, die am meiſten von der Welt ge-
ſehen hat. Ueberall, wo unſre Truppen ſtrategiſche Operationen
vollbrachten, ſind ſie dabei geweſen. Die Baueiſenbahner ſind
eine ganz beſondere Klaſſe Soldaten. Sie haben ihre Wohnung
ſtändig bei ſich, im Oſten, Weſten, Süden und Südoſten: ſelbſt
eingerichtete Eiſenbahnwagen, enthaltend Wohnraum, Schlaf-
raum, Küchenraum, Kantinenraum, Krankenſtube, Schreibſtube,
Pferdeſtall, Depot, Kraftwagenſchuppen.

Jn einem Drittel des Wohnwagens befinden ſich die Bett-
ſtellen übereinander geſchichtet. Die Unterlagen beſtanden ur-
ſprünglich aus Stroh, ſind aber nach und nach zu Matratzen und
Sprungfederbetten geworden. Jn der Mitte des Wagens ſteht
ein großer Kachelofen, der einen langen Arm durch ein Loch des
Wagens hinausſtreckt. Unweit davon beginnt der lange Tiſch,
um den alle möglichen Sitzgelegenheiten herumgruppiert ſind:
Bänke, Holzſtühle, Bierfäſſer, Polſtermöbel und dergleichen. So
ein Wagen iſt doppelt verſchalt, damit er allen Witterungsein-
jlüſſen gewachſen iſt. Meiſtens ſind ſämtliche Wagen eines Bau
zugs mit Telephoneinrichtung verbunden. Hier und da verfügen
ſie ſogar über elektriſches Licht. Jn einem beſondern Wagen
befindet ſich die Küche. Abends, wenn dann ſo 20 bis 25 Eiſen
bahner pfeiferauchend nach hartem Tagewerk beiſammen ſitzen
und von ihren Taten berichten, glaubt man kaum mehr, hier
heimiſche deutſche Eiſenbahner vor ſich zu haben. Man glaubt
dann eher, die Mitglieder einer Nordpolexpedition zu ſehen.

„Deutſche Eiſenbahner“, das iſt ein klangvoller Name, in
der Türkei, in Bulgarien, in Galizien, überall, wo
die Verbündeten ſtehen. Hervorragend haben ſie ſich immer
beim Vormarſch beteiligt, um die vom Feinde beim Rückzug ge
ſprengten Brücken wiederherzuſtellen Da arbeitet
alles Hand in Hand. Der Abſtecktrupp legt mit Meßband und
Wickelinſtrument die Mittellinie der Neuanlage feſt. Die
Zimmerleute arbeiten im nahen Sägewerk, um Bauholz zu ge-
winnen. Die Zeichner hantieren mit Reißſchienen, Winkel und
Zirkel an der Geſtaltung und Feſtlegung wohldurchdachter Pläne.
Allmählich erhebt ſich aus den Fluten des Stromes ein hohes
Gerüſt für die Feldgerätramme. Andre ſchlagen Balken, Schwel-
len, Schienen, Träger und Pfähle. Die Kranen treten in Tätig-
keit, um die ſchweren Träger emporzuwinden. Beſonders wichtig
iſt die Tätigkeit des Rammtrupps. Ein ſchwerer Klotz, der „Bär“,
wird emporgezogen und fällt mit wuchtigem Schlage auf den
Kopf des Pfoſtens, um dieſen im Erdreich feſtzuſtellen. Dieſes
Geſchäft geht meiſtens unter Abſingen eines Liedes vor ſich.

Natürlich betätigen ſich die Baueiſenbahner in erſter Linie
beim Bahnbau, vor allem dem Feldeiſenbahnbau. Die Werk-
zeuge werden aus dem Bauzug geholt und auf Bahnmeiſterwagen
zur Ausweiche gefahren. Dann wird die ſogenannte Traſſe feſt
gelegt. Erdarbeiten vorgenommen. Die Trägertrupps, die
Laſchen-, Stopf- und Richttrupps treten in Tätigkeit. Bald iſt
die Anlage fertig, und der Feldeiſenbahnbetrieb iſt eröffnet.

Es iſt auch nicht ſelten, daß die Baueiſenbahner Bahn
höfe beſetzen und vorübergehend Betriebsdienſt tun. Dieſe
Tätigkeit ſagt ihnen im allgemeinen nicht zu. Sie bleiben lieber
in ihrem Element, dem Bahnbau.

Aus einem ruſſiſchen Feldpoſtbrief.
Zur Beleuchtung ruſſiſcher Zuſtände mag die folgende Stelle

aus einem Brieſe, der von der deutſchruſſiſchen Front ſtammt,
einen kleinen Beitrag liefern. Die Briefſtelle lautet in deutſcher
Ueberſetzung:

Wir haben Dir oft Zwieback geſchickt, und auch Schuhe
vor fünf Monaten, und wir warten und wir warten, bekommen
aber keine Nachricht, ob Du die Sachen erhalten. Wir ſchicken
Dir auch jetzt wieder Zwieback. Auf Wiederſehen, mein lieber
Sohn, Jwan Waſſiliew, bleib am Leben und geſund. Das
möge Gott Dir ſchenken.

Dies hat geſchrieben Jwan W. F. Sokolow.
Was dieſe ſimpeln Zeilen ſo charakteriſtiſch macht, iſt der

Umſtand, daß ſie nicht etwa, wie man annehmen könnte, an einen
in deutſche Gefangenſchaft geratenen ruſſiſchen Soldaten gerichtet
ſind, ſondern daß das Blatt Papier, worauf ſie ſtanden, von
deutſchen Soldaten an der Oſtfront gefunden wurde ineinem Stück Zwieback, das er von einem ruſſiſchen Kame-
raden während der Waffenruhe im Mai dieſes Jahres als Aus
tauſch erhalten hatte. Der beſorgte ruſſiſche Vater hat ſich,
um Nachricht von ſeinem Sohne zu erhalten, nicht anders zu
helfen gewußt, als daß er den r in den Zwieback
hineinbacken ließ. Befände der Sohn ſich in Gefangen-
ſchaft, ſo könnte man, wie geſagt, ſolche Vorſicht verſtehen, aber
daß ein ruſſiſcher Soldat, der noch an der Front ſteht, viele Mo
nake lang ſeinen Angehörigen keine Nachricht zukommen läßt, iſt
doch ſehr eigentümlich. Es läßt vermuten, daß das Verſchwinden
von Feldpoſſendungen, das als Ausnahme ja auch bei uns vor-

tommt, dort die Regel iſt.

in Paris Wirtſchaftsverhandlungen mit der Entente führen ſoll-

Sittlichkeitsſchnüffler.
Die „Münchner Poſt“ berichtet:
Eine Gütlersfrau in Hohenſchäftlarn, deren Mann feit

2 Jahren im Felde ſteht, der alſo die Sorge für ſechs kleine Kinder
und für die Bewirtſchaftung ihres Anweſens allein aufgebürdet
iſt, hat eine 16jährige Tochter. Der Frau war zur Hilfe in der
Landwirtſchaft ein ſerbiſcher Kriegsgefangener zu
geteilt worden.

Mißgünſtig geſinnte Leute ſtreuten das Gerücht aus, daß
zwiſchen dem Mädchen und dem Kriegsgefangenen unerlaubte
Beziehungen beſtünden. Die Gendarmerie wurde von irgend
einer Seite ſcharf gemacht und eines Tages fand ſich ein Gen-
darmerie-Sergeant in dem Hauſe der Gütlersfrau ein. Der
Gendarm glaubte derlei Leuten gegenüber nicht viel Federleſens
machen zu müſſen, führte ſich in dieſem Hauſe herausfordernd
auf und ſuchte dos junge Ding zu einem Geſtändnis zu preſſen.
Die Mutter verwahrte ſich gegen eine derartige Beſchuldigung
mit dem Erfolg, daß der Gendarm nur noch gröbere Saiten auf-
zog. Als ſich gar der Großvater des Mädchens, der wegen der
Abweſenheit des Hausherrn das Regiment im Hauſe führt, in die
Unterredung einmiſchte, verbat ſich das der Gendarm in barſcher
Form.

Nach dem Beſuch des Gendarmen hörten die Leute
lange Zeit nichts mehr. Anfang Juni lief dann gegen die Be
ſchuldigte ein Strafbefehl des Amtsgerichts Wolfratshauſen über
20 Mark ein. Der Strafbefehl war von dem Gerichtsvorſtand
Marggraf unterzeichnet. Die Mutter des Mädchens erhob als
geſetzliche Vertreterin ihrer minderjährigen Tochter gegen den
Strafbefehl Einſpruch beim Schöffengericht. Der Gang wäre
nun geweſen, daß die ganze Sache in die öffentliche Gerichts-
ſitzung verwieſen worden wäre. Jndeſſen geſchah etwas Merk-
würdiges. Die Beſchuldigte erhielt unterm 26. Juni von dem
Amtksanwalt Herr folgende Mitteilung: „Jch benachrichtige Sie,
daß ich das Strafverfahren gegen Sie wegen Verkehrs mit einem
Kriegsgefangenen eingeſtellt habe. Der Strafbefehl iſt alſo
gegenſtandslos geworden.“

Das von dem Gendarmen eiligſt zuſammengetragene
Material ſtand alſo auf ſo ſchwachen Füßen, daß ſogar der be
rufene Anklagevertreter die Angelegenheit auf dieſem mehr wie
ungewöhnlichen Wege in der Verſenkung verſchwinden ließ.
Daran mag in erſter Linie eine durch den zuſtändigen Offizier
erfolgte Vernehmung des Gefangenen, der mit den lebhafteſten
Beteurungen die Unſchuld des Mädchens betonte, Anteil gehabt
haben.

Es iſt verſtändlich, daß ſich die ganze Geſchichte in dem
kleinen Orte herumgeſprochen hat. Die Gewährsleute des Gen-
darmen in Hoſe oder Rock ſorgten dafür. Wer gibt aber dem
verdächtigten jungen Ding die Ehre wieder? Bis zur Stunde
hat keiner der beteiligten Biedermänner auch nur einen Schritt
dazu getan. Der Kriegsgefangene hat ſich, um die Familie für
die Zukunft vor ſo unſanberm Stank zu ſchützen, ſelbſt wegge-
meldet. Er überragt die biedern Landleute an Anſtändigkeit
beträchtlich.
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Notizen.
Freiburg i. Br. bombardiert. Autlich wird be-

richtet: Ein feindliches Geſchwader von ſieben Flug-
zeugen, darunter zwei als Bedeckung dienende Kampfeinſitzer,
erſchien geſtern (Freitag) zwiſchen 12 und 1 Uhr mittags über
Freiburg i. Br. und warf aus großer Höhe auf die vffne
Stadt mehrere Bomben. Vier Perſonen wurden durch
Glasſplitter zerſprungener Fenſterſcheiben leicht verlent, drei
Gebände beſchädigt, militäriſcher Sachſchaden wurde nicht ver
urſacht. Unſre zur Verfolgung aufgeſtiegenen Kampfflieger
ſchoſſen eins der feindlichen Flieger aus dem Geſchwader heraus
ab. Das feindliche Flugzeng zertrümmerte am
Voden.

Der deutſch- ſchweizeriſche Handelsvertrag. Wie die „Täg-
liche Rundſchau“ erfährt, iſt am Sonnabend der deutſch-ſchweize
riſche Handelsvertrag im Prinzip abgeſchloſſen worden. Durch
die beiderſeitigen Verhandlungen mit der Entente und Deutſch-
land iſt es gelungen, die deutſche Handelskontrolle auf die
Grundlage der Gleichſtellung mit der Entente zu bringen. Der
Vertrag hat eine Dauer bis zum 30. April 1918.

J

Jm Kriegszuſtand mit China. Laut amtlicher
Mitteilung der niederländiſchen Regierung, welche den Schutz der
deutſchen Intereſſen in Ching ansübt, hat die chineſiſche Regie
rung am 14. d. M. den Kriegszuſtand mit Deutſch-
land verkündet.

t

Graf Bernſtorff Botſchafter in Konſtantinopel. Wie die
„Voſſiſche Zeitung“ hört, iſt Graf Bernſtorff zum Botſchafter in
Konſtantinopel ernannt worden. Graf Bernſtorff war bekannt-
lich früher Botſchafter in Waſhington

Eine deutſche ſozialiſtiſche Konferenz in Rußland. Maxim
Gorkis „Nowaja Schiſn“ (Nr. 51) bringt folgende Notiz: Eine
Konferenz deutſcher Sozialiſten des Wolgabezirks
fand Mitte Juni in Saratow ſtatt. Es wurde eine geeinigte
ſozialiſtiſche Organiſation deutſcher Jnduſtrie- und Landarbeiter
des Wolgagebiets gegründet. Die Grundlage des Programms
bildet die Anerkennung des Klaſſenkampfs und des Jnternatio-
nalismus.

Fort mit der pplitiſchen Zenſur. Der Preſſeausſchuß des
öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes nahm einſtimmig einen An-
trag an, der die Regierung auffordert, die politiſche Zenſur
ſofort abzuſchaffen. Auch ſoll die militäriſche Zenſur,
wie weiter beantragt wird, geſetzlich geregelt werden.

Abbruch der Wirtſchafteverhandlungen zwiſchen Schwriz
und Entente? Wie in Berner maßgebenden Kreiſen verlautet,
iſt die Rückkehr der Schweizer Grohet, Sailler und. Dr. Laur, die

ten, auf einen Abbruch der Verhandlungen zurückzuführen. Jn
dieſen Verhandlungen ſoll insbeſondere Amerika der Schweiz die
größten Hinderniſſe in der Einfuhr und Ausfuhr be-
reitet haben, daß nichts andres übrigblieb, als die ſchweizeriſchen
Unterhändler zurückzuberufen.

Smyrna und Beirut bombardiert. Jm türki-
ſchen Tagesbericht wird mitgeteilt: Smyrng wurde erneut von
feindlichen Fliegern angegriffen, zwei Ziviliſten tot, ſechs ver
wundet. Vier franzöſiſche Flieger warfen am 17. Auguſt Bom-
ben auf den Hafen von Beirut. Ein Einwohner wurde ver
wundet.

Sozialiſten konferenz in Wren. Am 29. Auguſt
findet in Wien eine Konferenz von Vertretern der ſozialdemp-
kratiſchen Parteien der Mittelmächte ſtatt, die ſich mit der
internationalen Lage beſchäftigen wird.

Zuverſicht auf Stockholm. Huysmans ſandte dem Kopen-
hagener „Sozialdemokraten“ auf telegraphiſche Anfrage wegen
der Paßverweigerung der Alliierten folgende Drahtantwort:
„Die Organiſation der Stockholmer Konferenz wird länger be
ſtehen als die Miniſter, die die Päſſe verweigert haben.“

Tſcheidſes Glückwunſch an Henderſon. Tſcheidſe be-
glückwünſchte drahtlich Henderſon und Macdonald zu der Hal
tung der engliſchen Arbeiterpartei und gab der Hoffnung Aus-
druck, daß ſie beitragen möge zur Vereinigung der Anſtrengungen

aller ſozialiſtiſchen Parteien für einen baldigen dauerhaften
Frieden.

Der Exzar nach Sibirien verſchickt. Nach einer Mitteilung
der einſtweiligen Regierung ſind der ehemalige Zar und die Zarin
„in Erwägung der Staatsnotwendigkeit“ unter allen nötigen
Vorſichtsmaßregeln nach Tobolſk verbracht worden, wo ſie
unter Bewachung feſtgehalten werden. Jhre Kinder und einige
Perſonen ihrer Umgebung hätten ſie aus freiem Willen begleitet.

Die Unterdrückung der ſozialiſtiſchen Preſſe im freien
Amerika. Auf Grund des berüchtigten Poſtgeſetzes, nach dem
„umſtürzleriſche“ Zeitſchriften von der Beförderung ausgeſchloſſen
werden können, ſind folgende Parteiblätter verboten worden:
The American Sozialiſt, Chikago; The Maſſes, Neuyort; The
Jnternational Sozialiſt Review, Chikago; Social Revolution
St. Louis; The Socialiſt News, Detroit (Michigan); St. Louis
Labour, St. Louis; The Rebell, Holletsville (Texas); Appael to
Reaſon, Girard (Kanſas). Es ſind dies die bedeutendſten Organe
der ſozialdemokratiſchen Bewegung Amerikas in engliſcher
Sprache. Den deutſchen Blättern ſcheint man allgemein an den
Kragen gehen zu wollen. Der unverfälſchte Geiſt des Zarismus
regiert im „demokratiſchen“ Amerika.

Revolutions regierung in Barcelona. Nach
dem „Teinps“ befindet ſich Barcelong angeblich in den Hän-
den der Revolutionäre, die eine eigne Regierung gebildet haben
ſollen. Jn Bilbao dauert der Kampf mit den Aufſtändiſchen
fort. Jm Kohlenbecken von Nerva ſchoſſen die Ausſtändigen
auf die Gendarmen, die die Schüſſe erwiderten. Vier Ausſtän-
dige wurden getötet und 13 verwundet. Nach den Provinzen Leon
und Valencig, von wo eine ähnliche Bewegung gemeldet wurde,
ſind Verſtärkungen abgeſchickt worden.

z

Salyniki in Flammen. Jn der Nacht zum Sonnabend
brannte die ganze Altſtadt von Saloniki nieder. Jetzt
noch ſind von der Front aus ſchwere Rauchwolken über Saloniki
ſichtbar.

7

Der rätſelhaſte Tod Almereydas. Mit Leidenſchaft wird in
Paris das Geheimnis der Affäre Almereyda begprochen; es hat
ſich herausgeſtellt, daß dem Redakteur des „Bonnet Rouge“ die
Schuhſenkel, mit denen er ſich erhängt haben ſoll, bei der Einliefe-
rung in die Strafanſtalt von Fresnes ab genommen wurden. Das
Schuhband, mit dem die Erdroſſelung geſchah, wurde in mehrere
Stücke zerriſſen aufgefunden. Havas berichtet: Claret. der Chef
redakteur, Fournieur, Direktionsſekretär, und Dié, der Redaktions-
ſekretär des „Bonnet Rouge“, ſind in der Affäre des Todes Al
mereydas klagbar geworden.

scluht vor Verdun eutkbrangt.

W. T. B. Großes Hauptquartier, 20. Auguſt 1917.,
(Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Auf dem flandriſchen Schlachtfeld blieb nach dem
Scheitern der engliſchen Frühangriffe ſüdlich von Langemarg der
Feuerkampf an Stärke erheblich gegen die Vortage zurück. Jm
Artpris war die Artillerietätigkeit nur nordweſtlich von Lens
ſtark. Mehrfach wurden engliſche Erkundungsabteilungen zurück-
gewieſen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Die Schlacht vor Verdun hat hente früh auf beiden

Magasufern vom Walde von Avocourt bis zum Caurières-
Wald (23 Kilometer) mit ſtarken Angriffen der Franzoſen be
gonnen.

Der Artilleriekampf dauerte geſtern tagsüber und die Nacht
hindurch ununterbrochen in äußerſter Heftigkeit an; heute
morgen ging ſtärkſtes Trommelfener dem Angriff der
Infanterie voraus.

Die Franzoſen beſetzten kampflos den Talou
Rücken öſtlich der Magas, der ſeit März d. J. als Verteidigungs-
linie aufgegeben und nur durch Poſten beſetzt war. Dieſe ſind
im Laufe des geſtrigen Tages planmäßig und ohne Störung zu
rückgenommen worden.

An allen übrigen Stellen der breiten Schlachtfront iſt der
Kamvpfin vollem Gange.

I6 feindliche Flugzeuge und 1 Feſſelballune ſind geſtern
zum Abſturz gebracht worden. Leutnant Gontermanunn
ſchoß 3 Feſſelballone und ein Flugzeug ab und erhöhte damtt die
Zahl ſeiner Luftſiege auf 34: Offizierſtellvertreter Vizefeldwebel
Mucelker blieb zum 23, und 24. Male Sieger im Lufthampf.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Front des Generalfeldmarſchalls Prinz Leopold von Bayern.

Nichts Neucs.

Frout des Generaloberſten Erzherzog Jofeph
Deutſche und öſterreichiſch- ungariſche Truppen warfen in

kraftvollem Anſturm beiderſeits des Oitoz-Tals die zähen Wider-
ſtand leiſtenden Rumänen gegen das Trotuz-Tal zurück. Ein
württembergiſches Gebirgsbataillon zeichnete ſich beſonders aus.
Mehr als 1500 Gefangene und 30 Maſchinengewehre ſind
eingebracht worden.

Heeresgruppe des Generalfeldmarſchalls von Mackenſen.
Auf dem weſtlichen Sereth- Ufer entſpannen ſich am

Bahnhef Maraſeſti heftige Kämpfe, bei denen mehr als
2200 Gefangene in unſrer Hand blieben. Südlich der Rim-
nic-Mündung ſcheiterten ſtarke ruſſiſche Angriffe vor unſern
Stellungen.

Mazedoniſche Front:
Die Lage iſt unverändert.

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.



Aus der Parteibewegung.
Unabhängige und Rüſtungesſtreike.

„Jnternationale Korreſpondenz“ ſchreibt:
Anonyme Handzettel, die vor einigen Tagen an zahlreichen

Hrten der wichtigſten Kriegsinduſtrieſtätten verbreitet worden
ſind, forderten zu einem allgemeinen Streik auf, der am 15. Au-
zuſt einfetzen ſollte. Das frevelbafte, aber erfreulicherweiſe nutz-
loſe Unterfangen gewiſſenloſer Burſchen hat nun die „Berliner d
Politiſchen Nachrichten“ dazu verleitet, einen „innern Zuſammen-
hane“ zwiſchen dieſer Propaganda und den am 15. Auguſt be-
gonnenen ſchweren Stürmen der Gegner an der Weſtfront zu
tonſtruieren. Eine „zuſtändige Stelle“ will dieſen angeblichen
innern Zuſammenhang“ aus Ausſagen von Gefangenen entdeckt

haben. Die Streikpropaganda ſoll von der Entente angeſtiftet
ſeim, und die unabhängige Sozialdemokratie wird unverblümt als
Werkzeug und ausführendes Organ der Entente bezeichnet

Wir haber. weder Neigung noch Beruf, die Unabhängige
ſosial demokratiſche Partei zu verteidigen; aber dieſer gegen ſie
erhoben Vorwurf ſcheint uns denn doch eine blöde Stimmungs-
mache zu Nutz und Frommen beſtimmter ſcharfmacheriſcher Be-
ſtrebungen zu ſein, die von jeher gerade in den „Berliner Poli-
tiſchen Nachrichten“ gepflegt wurden. Abgeſehen von allen andern
Gründen, ſind die Herrſchaften von der Unabhängigen ſozialdemo-
kratiſchen Partei weder dumm noch mutig genug, um ein ſo ge-
fährliches Spiel zu wagen, das auf die Dauer nicht verborgen
bleiben könnte und dann für ſie mit einer furchtbaren Kataſtrophe
enden müßte Die Herren haben erfahrungsgemäß vor jederTätigkeit und jeder Aktion, die nach irgendeiner Seite ernſte Ge-

fahr mit ſich bringt, eine Heidenangſt. Warum alſo die Herrenvon der Unabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei irgendwie mit

Unternehmungen in Zuſammenhang bringen, die nicht nur ein
ußzergewöhnliches Maß von Gewiſſenloſigkeit, ſondern ebenſoviel
Mut crfordern würden.

Die Preſſe der Unabhängigen ſozialdemokratiſchen Partei
wehrt ſich denn auch aufs heftigſte gegen den erhobenen Vorwurf,

„Leipziger Volkszeitung eine „ſchamloſe Verdächtigung“
nennt. Der „Gothaer General-Anzeiger“ ſpricht von einer „Jn-
famie“, ebenſo die Erfurter „Tribüne“, die ungeſchickt, wie ſie
immer iſt, die neuſte Streikpropaganda mit der Vertürzung der
Fleiſchration in Verbindung zu bringen ſucht. Wenn die Er-
furter „Tribüne“ ſo große Bedeutung hätte, wie ſie unbedeutend
iſt, müßte ihr Ablenkungsverſuch als ein für die Unabhängige
ſozialdemokratiſche Partei geradezu gefährlich dummes Unter-
nehmen bezeichnet werden. Dagegen konſtatiert das Halliſche
„Voltsblatt“: „Erſtens hat die unabhängige Sozialdemvtratie die
Streike in der Rüſtungsinduſtrie nicht veranlaßt.

Wir nehmen in zweifacher Beziehung ſehr gern davon
Notiz, daß die Unabhängige ſozialdemokratiſche Partei die Pro-
vaganda für einen allgemeinen Streik der Rüſtungsarbeiter weit
von ſich weiſt und jeden gegen ſie gerichteten derartigen Vorwurf
als „ſchamloſe Verdächtigung“' und „Jnfamie“ ablehnt. Das iſt

Die

den die

nützlich gegenüber dem Ausland und wertvoll für ſpätere Aus
einanderſetzungen, vor dem Forum der Arbeiter uber die ſozial-
demokratiſche Tattik während des Krieges und über die zur raſchen
Kriegsbeendigung anzuwendenden Mittel.

Aus der Gewerkſchaftsbewegung.
Metallarbeiterbewegung in Köln a. Rh. Jm Juli reichten

die Metallarbeiter an die Unternehmer fölgende Forderungen ein Ver-
kürzung der Arbeitszeit um täglich 1 Stunde, Ueberſtunden mit einem
Zuſchlag von 25 bis 30 Pfg., Fonntagsarbeit mit 40 Pfg. entſprechende
Erhöhung der Akkordſätze. Der Regierungspräſident verſuchte zwiſchen
den Verbänden der Arbeiter und der Unternehmer zu verhandeln. Die
Arbeitgeberverbände haben aber Verhandlungen mit den Gewertſchafiten
brüsk abgelehnt und an den Arbeiterausſchuß und an den
Schlichtungsausſchuß verwieſen. Damit iſt die Vermittlung der Re-
gierung geſcheitert. Die drei Gewerkſchaftsrichtungen haben als letzten
Verſuch einer friedlichen Verſtändigung das Kriegsamt in Berlin ange-
rufen. Am Dienstag den 21. Auguſt werden die Metallarbeiter in
den drei größten Sälen der Stadt ihre Entſcheidung über die weiteren
Maßnahmen treffen.

Einigung im Dachdeckergewerbe. Die Verhandlungen wegen
der Hriegszuſchläge ſind jetzt im Dachdeckergewerbe zu Ende ge-
führt worden. Zwiſchen dem Zentralverband der Dachdcker und
dem Bunde deutſcher Dachdecker-Jnnungen ſowie dem Zentral-
verband der Dachdeckermeiſter wurde ein Abkommen getroffen,
das den Arbeitern für die Jahre 1916 und 1917 zuſammen
25 Pfg. Teurungszulage für die Stunde gewährt, ſo daß ſie
überall den Bauarbeitern gleichgeſtellt ſind. Die bereits bewillig-
ten Zulagen werden angerechnet. Die Verhandlungen zogen ſich
über 13 Wochen hin, da die Frage der Rückvergütung der Zu-
lagen durch die Regierung für die weiter zurückliegenden Ar-beiten große Schwierigkeiten machte. Schließlich wurde ſie wenig-

ſtens teilweiſe zugeſtanden. Die Teurungszulagen werden vom
1. Juli d. J. an gezahlt, die Beträge, für die eine Rückerſtattung
erwirtt wurde, werden bis zurück zum 27. April d. J. an die Ar-
beiter gegeben. Der Abſchluß wurde freilich nur mit den organi-

Unternehmern getroffen, ſo daß die Bewegung in ver-
ſchiedenen größeren Orten noch ein Nachſpiel haben dürfte.

Lohnbewegung ſchwediſcher Poliziſten. Das geſamte
Polizeiperſonal der Stadt Malmö iſt um Lohnerhöhung eingekommen.
Es fordert Aufbeſſerung des Durchſchnittslohns von 2000 Kronen um
30 Prozent und eine Teurungszulage für Frauen und minderjährige
Kinder von 100 und 50 Kronen im Jahre.

Ein Prinz als Vorſitzender einer Gewerkſchaft. Die
geprüften Flieger Dänemarts, 40 an der Zahl, wollen zur Wahrungihrer wirtſchaftlichen Intereſſen gegenüber den Fiugmaſchinenfabriten

eine Organiſation gründen. Zum Vorſitzenden ſoll Prinz Axel, der
ſelvſt Berufsflieger iſt, gewählt werden.

Kleine Chronik.
Der große Neußer Bahndiebſtahl aufgeklärt.

Vor kurzem wurde in Neuß, wie ſchon gemeldet, ein Eiſen
bahnwagen mit Kaffee und ein Wagen mit Gerſte im Werte von
mehr als 200 000 Mark mit dem Beſtimmungsort Kaſſel ver-
laden. Die Wagen kamen aber nicht an, und man wußte zu-
nächſt nicht, wo ſie geblieben waren. Jetzt hat ſich herausgeſtellt,
daß die beiden Wagen von Unbefugten anſtatt nach Kaſſel nach
Bergiſch-Gladbach geleitet wurden, wo Kaffee und
Gerſte bald ihre Abnehmer gefunden hatten. Jn der Angelegen-

ſierten

heit ſind verſchiedene Perſonen nunmehr verhaftet worden.

Ein Fraucnmord in Spandau.
Kapitalverbrechen iſt in der Sonnabend-Pacht

Die der Halvwelt angehörende
töd lichen Bruſtwunde in der

Nähe des ſogenannten Schleuſenkolts an einer dortigen Ufertreppe
aufgefiſcht. Sie dürfte etwa 10 Stunden im Waſſer gelegen
haben. ie Tote hatte auf der Mitte der Bruſt kS zur rechtenBruſtjeite verlaufend eine tödliche Verletzung. Die Ufertreppe

war mit Blut beſudelt. Es handelt ſich offenbar um einen Mord
oder mindeſtens um einen Toiſchlag. Gegen 44 Uhr früh hörten
Anwohner Hilferufe und beobachteten eine weibliche Perſon, die
von fünf Männern geſchlagen wurde.

Ein verſchwundener Geiſtlicher.

Ein ſchweres
in. Spandau verübt worden.
Martha P. wurde mit einer

Seit Ende des Jahres 1915 iſt der Paſtor Behr auz
Rehburg (Hannover) verſchwunden. Alle Nachforſchungen
nach ihm blieben bisher ohne Erfolg. Jetzt hat das Konſiſtorium
eine Neubeſetzung der Stelle verfügt.

Anfdeckung einer Geheimſchlächterei.
Durch einen Reviſionsbeamten der Provinzialfleiſchſtelle, der in

Magdeburg unabgeſtempeltes Schweinefleiſch vorfand, wurde in Oſchers-
leben eine Geheimſchlächterei aufgedeckt. Der eine der Geheim-
ſchlächter, der Militärinvalide Albert Renſch, geſtand ein, ein
Schwein geſchlachtet und nach Magdeburg verkauft zu haben. Durch
die daraufhin weiter angeſtellten Ermittlungen wurde noch feſtgeſtell,
daß nicht nur das eine Schwein geſchlachtet, ſondern auch eine in
Ampfurth angeblich als Huudefutter für 150 Mark gekaufte Hny
in Kiſten verpackt nach Braunſchweig geſchafft wurde. An dieſer
Geheimſchlächterei ſind wahrſcheinlich noch ein Oſcherslehener und
mehrere Braunſchweiger Fleiſchergeſellen beteiligt.

Vermiſchte Nachrichten.
Der Reichsgasſparbrenner.

Ruhevoller Gasangriff!
Völlig ohne Kniff und Pfiff
Müht ſich, daß er Kohlen ſpar',
Der Herr Reichsgaskommiſſar.

Wer ſich früher eingeſchränkt,
Wird zum Dank noch mehr beengt.
Vorm Fünf-Flammen-Gaſometer,
Tief gebeugt vom Aufſchlag, ſteht er.

Ob du abends noch ſtudierſt,
Ob zentralgeheizt du frierſt;
Eſſenwärmung, Kinderzahl
Alles, alles ganz egal!

Doch wer früher viel vergaſt hat,
Prahlend mit dem Schmalz geaaſt hat,
Jene mit dem großen Meſſer
Haben es bedeutend beſſer.

Nahm zum Beiſpiel zur Belohnung
Sich dein Schatz 'ne Rieſenwohnung,
Kannſt, die eine zu erkennen,
Du gleich ſechzig Flammen brennen.

Wölfe wie der Schafe Stamm
Schert man über einen Kamm,
Und befriedigt blickt der Chef
Auf das ew'ge Schema F.

Caliban („Tag“.

Amtliche Bekanntmachungen.

Verordnung zur Bekämpfung des Auffäuferunweſens.
Nr. H. 35617/“1Auf Grund des hen 68 der Wigerkohmg und der S 4, 9b

e Geſetzes über den Belagerungszuſtand und des Geſetzes vom II. 12. 15
betreffend die Abänderung des Geſetzes über den Belagerungszuſtand wird
im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit für den Bereich des IV. A.-K. mitAusnahme des Herzogtums Anhalt folgendes verordnet:

S 1.
Aufkäufer von Lebensmitteln aller Art bedürfen eines ſchriftlichen

Ausweiſes ſeitens des für den Ankaufsort zuſtändigen Landrats (in Stadt-
kreiſen der Stadtpolizeiverwaltung)., welchen ſie mit ſich zu führen und auf
Verlangen vorzuzeigen haben.

Der Ausweis hat die Waren, deren Ankauf geftattet wird, einzeln
zit bezeichnen.

Der Ausweis ſoll im allgemeinen nur ſolchen Perſonen erteilt werden,
welche im Jahre 1914 eine gleiche Aufkauflätigkeit ausgeübt haben.

Der Ausweis ſoll verſagt werden. wenn wichtige Bedenken der Volks-
ernährung entgegenſtehen oder die Zuverläſſigkeit des Auftaufers nicht feſtſteht.

8 2Die nach S 9 der Verordnung des Reichs kanzlers vom Z. 4. 17 (R.- G.Bl.
S. 307 Ff.) zum Großhandel mit Gemüſe, Obſt und Südfrucht zugelafſenen
Händler ſowie die Aufkäuſer ſtaatlicher Verteilungsſtellen bedürfen des
Ausweiſes gemäß S 1 der Verordnung für ihre Perſon nicht, ſofern ſie
ſich auf Erfordern als ſolche ausweiſen.

8 3.
Gegen die Verſagung des Ausweiſes kann beim zuſtändigen Regie-

ungspräſidenten (in Altenburg: Miniſterium, Abteilung des Jnnern) Be-
ſchwerde erhoben werden.

Die Entſcheidung über die Beſchwerde iſt endgültig. Die Beſchwerde
hat keine aufſchiebende Wirkung.

S 4.
Alle von den Zivilbehörden des Korpsbezirks gegen das Auftäufer-

unweſen bisher erlaſſenen Anordnungen werden hiermit aufgehoben.
Soweit durch Bundesratsbekanntmachungen oder Bekanntmachungen

andrer Zentralſtellen der Aufkauf gewiſſer Gegenſtände entweder ganz unter
ſagt oder an gewiſſe Vedingungen getnüpft iſt, behält es dabei ſein Bewenden.

8 5.
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, wenn die be-

ſrehenden Geſetze keine höhere Freiheits ſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis
zu einem Jahre, beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder Geld-
ſirafe bis zu 1500 Mark beftraft.

S G.
Dieſe Verordnung tritt am 214. Auguſt 1917 in Kraft.
Magdeburg, den 1s. Auguſt 1917.
Ter ſtellvertretende Kommandierende General des 4.

Frhr. v. Lyncker
General der Infanterie

à la suile des Luftſchiffer-Bataillons Nr. 2.

Armeekorps.
K 186

Die Händler, welche gewerbsmäßig Milch in Halle abgeben,
werden angewieſen, die Abſchnitte der neuen Ausweiskarten zum Ein
laufe von Vollmilch von den bei ihnen angem eldeten Kunden ſo bald
als möglich, ſpäteſtens bis Donnerstag den 23. Auguſt, gevündelt dem Stadt Ernährungeamt, Abteilung Markt-
platz 22, Zimmer 35, einzureichen.

Halle, den 19. Auguſt 1917. Der Magiſtrat.

Freiban K.
Mittwoch:

7 Ahr Nr. 3001-3100 11 Ahr Nr. 3

Auf Grund des S 6 Ziffer i der Verordnung des Bundesrats
über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungs-
reglung vom 25. September 4. November 1915
Seite 607 und 728) wird folgendes angeordnet:

S 1.
Alle Unternehmer oder Leiter von Betrieben in Halle. in denen

Milch erzengt wird, ferner alle Perſonen, welche Milch im
Handel oder gemeinnützig abgeben, werden hiermit aufgefordert,
bis Freitag den 24. Auguſt anzugeben, wieviel Milch ſie
an den einzelnen Tagen vom 13. bis 19. Auguſt an Ver-
braucher abgegeben haben, ferner wieviel Milch ſie an dieſen
Tagen bezogen haben und von wem.

Für die Anmeldungen werden im Stadt-Ernährungsamt (Markt-

(Reichsgeſetzblatt

platz 22, Zimmer 35) Vordrucke ausgegeben.
S. 7
V

Die Milchabgeber in Halle haben zugleich mit der Anmeldung
gemäß S 10 der Verordnung des Magiſtrats vom 10. November an-
zugeben, wieviel Kunden bei ihnen angemeldet ſind, wie groß die
Milchmenge iſt, welche an die Kunden abgeliefert werden ſoll und
welche Mengen tatſächlich an die Kunden geliefert worden ſind.
Alle dieſe Angaben ſind getrennt für Jnhaber von Vollmilchkarten
und von Gelegenheitskarten zu machen.

S 3.
Wer die Anmeldung unterläßt, wiſſentlich unrichtige oder unvoll

ſtändige Angaben macht, wird gemäß 8 17 der obengenannten Ver
ordnung des Bundesrats mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder an
Geld bis 1500 Mark beſtraft.

Halle, den 20. Auguſt 1917. Der Magiſtrat.

Herren und Knaben Anzüge,
Stokk- und Oasch- Anzüee

in guter Paßform und guten Qualitäten
zu wohlfeilen Preiſenm Kaufhaus H. Elkan, Leipziger ötraße 87.
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Vor den Vorführungen 7.10 und 9.20 Uhr wird das

Lied vom tanzenden Toren
durch Herrn Opernsänger Emil Fischer
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Nr. 70.

Sozialdemokratiſche Friedenspolitik.
Und wie ſie von den Unabhängigen verleumdet wird.

Viele Kräfte ſind am Werke, die Friedens
arbeit von Stockholm zu vereiteln. Das er
bärmlichſte Beiſpiel dafür ſind die
Artikel der Leipziger Volkszeitung“,
welche angeblich „die Wahrheit“ über unſre Frie
densarbeit verkünden ſollen. Der unabhängige Ver
faſſer, dem offenbar noch nicht genug Blut
gefloſſen iſt, hätte eine Zierde der nunmehr er
ledigten ruſſiſchen Geheimpolizei werden können.
Jn dem Augenblick, wo man endlich darauf rechnen
kann, wenigſtens einige der ſozialiſtiſchen Parteien
wieder zuſammenzuführen, ſchleudert dieſer
führende Mann der Unabhängigen ſeine unſaubern
Manſchetten in den Saal, die er mit allerlei
Verleumdungen bekritzelt hat. Als Dokument
fanatiſchen Haſſes und als Gipfelpunkt
politiſcher Verlogenheit werden dieſe
beiden Aufſätze für zukünftige Hiſtoriker dieſer Zeit
wertvolles Material bieten.

Philipp Scheidemann am 26. Juni 1917
vorm Parteiausſchuß in Berlin.

Die Unabhängigen verbreiten ſeit kurzem jene beiden
Artitel der „Leipziger Volkszeitung als Flugblatt, mit denen an
geblich die „Wahrheit über die Friedenspolitik der Regierungs
ſozialiſten“ dargetan werden ſollte. Wie verlogen die darin ge-
gebene Darſtellung iſt, das haben wir an dieſer Darſtellung im
allgemeinen, an unſrer tatſächlichen Haltung aber im beſonderen
bereits gezeigt (vergleiche hiergu den Artikel „Die Friedens-
politik der Unabhängigen“ in Nr. 22 unſers Blattes vom
26. Juni 1917). Heute nun ſei auf die lügenhafte Darſtellung
noch im beſonderen eingegangen, um auch daran zu zeigen, mit
welchen Schwindeleien die Unabhängigen arbeiten und wie rein
unſfre ganzen Friedensbemühungen daſtehen.

Jene beiden Artikel ſtellen bekanntlich in der Hauptſache
einen raffiniert entſtellten Bericht aus den vertraulichen Sitzun-
gen der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion dar, ein wildes
Ragout von meiſt erfundenen, im übrigen aber frech verzerrten
und gefälſchten Aeußerungen, die in jenen vertraulichen Sitzun
gen vom Sommer 1914 an bald von dieſem, bald von jenem Ab-
geordneten einmal getan ſein ſollen. Ein Kontrolle iſt natürlich
unmöglich, denn ein Stenogramm wurde nicht geführt, die
Sitzungen waren ja vertraulich. Aber gerade darauf baut
ja der treffliche Hintermann der „Leipziger Volkszeitung“! Wer
will ihm das Gegenteil beweiſen, wenn er keck behauptet Am
ſoundſovielten hat der und der in vertraulicher Sitzung das und
das geſagt? Freilich iſt nicht der Angegriffene, ſondern der An-
greifer beweisſchuldig. Aber von ſolchen Beweiſen oder auch nur
von den ſchüchternſten Anſätzen dazu fehlt in den beiden Artikeln
jede Spur. Zwar hatte man damals ſchon in den vertraulichen
Sitzungen einen der heutigen Wortführer der „Unabhängigen“
bemerkt, wie er auf verſchwiegenen Manſchetten ſich eifrig
Notizen machte, und es iſt möglich, daß das lautere Quellen-
material für die „Volkszeitungs“- Artikel aus den unſaubern
Manſchettenröhren dieſes trefflichen Volksvertreters hervor-
geſprudelt iſt. Jedenfalls wird in den Artikeln ſelber mit keiner
Silbe angedeutet, woher dem Verfaſſer ſeine Wiſſenſchaft kommt;
es ſind alles einſeitige, böswillige Behauptungen.

Nun liegt zwar kein Stenogramm, wohl aber ein Proto-
koll der Fraktionsſitzungen vor, und aus ihm ergeben
ſich die Fälſchungen klipp und klar. Laſſen wir deshalb dieſes
reden.

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Dienstag den 21. Auguſt 1917.

Ueber die Fraktionsſitzung vom 4. Februar 1915 macht die
„Leipziger Volkszeitung“ folgende Angaben:

Ebenſo erklärte Scheidemann wenige Wochen ſpäter, am
4. Februar 1915, in der Reichstagsfraktion: „Jch glaube nicht
an ein Remis, an einen unentſchiedenen Ausgang dieſes
Krieges. Käme es dazu, dann würden wir nur einen Frieden
auf 2-3 Jahre bekommen.“ Weil die Alldeutſchen auch jetzi
noch dasſelbe ſagen, nennt Scheidemann ſie heute im Reichstag
„Narren“. Jn jener Fraktionsſitzung wandte Scheide-
mann ſich heftig da gegen daß von der Fraktion im Reichs-
tag die Friedensfrage zur Erörterung gebracht und von der
Partei im Lande eine Friedenspropaganda eingeleitet würde.
Damit würden die Annexioniſten auf den Plan
gerufen und die Kriegsgegner Deutſchlands würden daraus
Ermutigung ſchöpfen. Er warnte dringend davor, „denn“, ſo
ſagte er, „die Regierung bittet, nach dieſer Richtung nichts zu
unternehmen, und wenn wir es doch tun, ſo laufen wir Gefahr,
daß uns unter der Gewaltherrſchaft des Belagerungszuſtandes
unſre Organiſationen zerſchlagen werden“.

Was beſagt demgegenüber das Protokoll der
Dort heißt es:

u Ueber den Stand der Friedensfrage macht Genoſſe Haaſe
Mitteilung bezüglich der Bemühungen auswärtiger Freunde.

Vonk Genoſſen Hoch liegt der Antrag vor: 1. Die Frak-
tion be grüßt die Bemühungen, eine Verbindung mit unſern
Genoſſen in Frankreich, England und Rußland herzuſtellen, um
eine Verſtändigung über den von uns zu erſtrebenden Frieden
herbeizuführen. Sie erſucht den Vorſtand, dieſe Bemühungen
mit allem Nachdruck fortzuſetzen. 2. Unter allen Um-
ſtänden aber hält ſie es für notwendig, daß wir im eignen
Lande ſoviel als möglich Aufklärung verbreiten
über die Notwendigkeit eines Friedens unter den Bedingungen:
Keine Eroberungen, keine Vergewaltigung irgendeines Volkes,
freier Wettbewerb aller Völker im Ausland, Vereinbarungen
über die friedliche Reglung der Streitfragen zwiſchen den Re-
gierungen, planmäßige Einſchränkung der Rüſtungen. Ebenſo
iſt es notwendig, daß wir möglichſt weite Kreiſe der Bevölke-
rung davon überzeugen: dieſer Frieden kann und muß ſchon
jetzt erreicht werden. 3. Die Fraktion erſucht den Fraktions-
vorſtand, die Vorbedingungen zu treffen, um in der nächſten
Tagung des Reichstags eine Ausſprache über den Abſchluß
des von uns erſtrebten Friedens herbeizuführen.

Schul z (Erfurt) beantragt: Die Fraktion ſchließt ſich
dem Beſchluß des Parteiausſchuſſes in der Friedensfrage an.
Sie fordert ferner den Fraktionsvorſtand auf, in Verbindung
mit dem Parteivorſtand alle notwendigen und durch
die Sitnation gebotenen Schritte zur För-
derung des Friedens zu tun. Sie überweiſt dem
Fraktionsvorſtand für dieſe Aufgabe die Anregungen des Ge-
noſſen Hoch als Material. Die Frattion ſpricht ſchließlich den
Wunſch aus, daß der Parteivorſtand nach einem etwaigen Ein-
vernehmen mit Parteigenoſſen der andern Länder mit dem
Parteiausſchuß und der Reichstagsfraktion ſofort alle erforder-
lichen Schritte für eine gemeinſame Aktion übernimmt.

Genoſſe Hoch zieht Punkt 2 ſeines Antrags zugunſten des
Antrags Schulz zurück, worauf nach einſtimmiger An-
nahme des Antrags Schulz beide Anträge dem Parteivorſtand
überwieſen werden.

Das iſt, was das Protokoll über die Behandlung der Frie-
densfrage in jener Sitzung beſagt. Die dann folgenden Aus-
führungen beſchäftigen ſich mit andern Fragen, die in jener
Sitzung noch behandelt wurden. Aber am Schluſſe des Protokolls
heißt es dann noch:

Als Etatsredner werden Haaſe und Scheidemann
beſtimmt. Der Wortlaut der Beſchlüſſe betr. die Herbeiführung
des Friedens ſoll vom Fraktionsvorſtand beſtimmt werden.
Derſelbe ſchlug folgenden Wortlaut vor: Die Fraktion hat ſich
geſtern in eingehender Weiſe mit der Frage des Friedens be-
ſchäftigt. Außerdem hat ſie ſich mit einer Anzahl wichtiger
ſozialpolitiſcher Anregungen befaßt. Jn allen dieſen Fragen
wurde eine erfreuliche Uebereinſtimmung er-
zielt. Widerſpruch dagegen erhob ſich nicht.

Dieſes Protokoll iſt unterzeichnet von Haaſe.
Hiermit iſt der Beweis geliefert, daß die Darſtellung der

„Leipziger Volkszeitung“ über die Fraktionsſitzung vom 4. Fe

Fraktion

bruar eine Fälſchung des Tatbeſtandes iſt.

1. Jahrgang.
Aber verfolgen wir die Angaben der Leipziger Artikel noch

einen Schritt weiter. Es heißt da:
Als Anfang März 1915 der Reichstag wieder zuſammen-

trat, wandten ſich die Mehrheitsführer ſogar dagegen,
daß zur erſten Leſung des Etats eine Generalrede gehalten
werde und vor allem ſträubten ſie ſich dagegen, daß im Reichs
tag über den Frieden geredet würde. Am 8. März
ſprachen in der Fraktionsſitzung Scheidemann, David, Ebert,
Cohen, Südekum, Molkenbuhr, Legien und Bauer in dieſem
Sinne. Die Fraktion beſchloß aber trotzdem, daß Hauſe
zum Etat eine Rede halten und dabei auch vom Frieden ſprechen
ſolle. Am andern Tage ſuchten Scheidemann, David, Legien,
Richard Fiſcher und Robert Schmidt dieſen Beſchluß unter Be-
rufung auf Mitteilungen, die der Reichskanzler abends vorher
den Fraktionsvertretern gemacht hatte, wieder um zuſtoßen.
Scheidemann ſagte dabei: Der Reichskanzler hat uns auf das
allerdringendſte (in Solingen ſagte er ſpäter am 2. Mai
1915 ſogar „händeringend“) gebeten, von der Erörterung der
Friedensfrage Abſtand zu nehmen. Aber die Fraftion blieb bei
ihrem Beſchluß vom Tage vorher, und ſo ſprach Haaſe am
10. März 1915 zum Etat und dabei auch über den Frieden.

dieſer „händeringenden“ Phantoſie gegenüber

reden. Jm Protokoll von
Laſſen wir

wiederum das nüchterne Protokoll
9. März heißt es:

Dann gibt Haaſe einen Bericht über die Beſprechung,
die auf Einladung des Reichskanzlers der Frattionsvorſtand
mit ihm hatte und in welcher vertrauliche Mitteilungen erfolgt
ſeien, die ihrem Charakter nach heute auch der Fraktion
noch nicht mitgeteilt werden könnten. Der Kanzler
habe namentlich Bedenken geäußert, gegen eiwaige Ab-
ſichten der Fraktion, gerade jetzt, vor der Budgetkommiſſions-
beratung, die Friedensfrage im Plenum zu erörtern. Und die
von dem Kanzler mitgeteilten konkreten Tatſachen ſeien aller-
dings derart geweſen, daß er (Haaſe) begreifen könne,
wenn andre Teilnehmer an der Beſprechung die Friedens-
forderung jetzt für be denklich bielten. Er halte die Frie-
densforderung in dem von ihm ſtlizzierten und vorgeleſenen
Wortlaut für ungefährlich, während Molkenbuhr und Robert
Schmidt Bedenken äußerten.

Ebert erſtattet Bericht über die vom Parteivorſiand
unternommenen Schritre zur Ermöglichung einer Bo-
ſprechung der Friedensfrage unter Genoſſen der iriegfüb
renden Länder.

Haaſe gibt die Grundzüge ſeiner von ihm zu hal
tenden Rede, die mit großer Mehrheit angenomnen wurde.
Scheidemann wünſcht die Aufnabme cines Paſſns, wodurch
nachdrücklich die Pflicht zur Verteidigung unſers Landes aus-
geſprochen wird. Genoſſe Haoſe ſoll die Form ulierung dieſer
Feſtſetzung in der morgen früh ſtattfindenden Fraktionsſitzung
vorlegen. Mit allen gegen drei Stimmen der Genoſſen
Liebknecht, Herzfeld und Henke wird dieſer Antrag ange-
nommen.

Auch dieſe beiden Protokolle ſind unterzeichnet von
Haaſe.

Bei alledem muß man ja auch ſtets die beſtimmte vylitiſche
und militäriſche Situation in Betracht ziehen, in der die Fral-
tionsverhandlungen ſtatifanden. Es iſt bekannt. daß von keiner
Seite des feindlichen Auslandes die Friedensbemühungen der
deutſchen Sozialdemokratie die geringſte Unterſtützung fanven.
Die franzöſiſchen und viele engliſche Sozialiſten hatten für dieſe
Bemühungen nur reinen Hohn übrig und verfuchen, noch neu
trale Länder gegen Deutſchland in den Krieg zu hetzen. Jm
März 1915 ſtanden die Ruſſen in den Karpathen, der Zutritt
Jtaliens zu der Entente war zu erwarten. Jn ſolcher Situation
immer wieder vom Frieden zu ſprechen, konnte und mußte einen
ganz andern Eindruck im Ausland hervorrufen wie den ge-
wünſchten.

Erweiſen ſich alſo bereits die kontrollierbaren Behauptungen
der „Leipgziger Volkszeitung“ als eine bewußte demagogiſche Ent-
ſtellung der Situation, dann kann man ſich vorſtellen, wie es erſt
mit denjenigen Behauptungen ausſieht, die ſich der Verfaſſer ein
fach ins Blaue hinein leiſtet!

GS-AGeerwvroronnteeaceeeeeèò rmRotes Flamenblut.
Roman von Pierre Broodcoorens.

Einzige autoriſierte Ueberſetzung von Johannes Schla f.
(49. Fortſetzung.) Nachdruck verboten

Augenſcheinlich war es Kroeg von Alverbode, der den
Reigen führte. Er war ſtämmig, dick, von bräunlicher Ge
ſichtsfarbe und hatte einen ſpärlichen Haarwuchs.

Aus ſeinem aufgeknöpften Rock ſah der Knoten eines
roten Halstuches hervor. Die Arme um den Hals von
Bethezoon und Bock geſchlungen, ſchien er von dieſen ge
tragen zu werden. Jn Wirklichkeit aber war er es, der ſie
ſtützte, da er das Gift des Genevers beſſer vertrug. Bock
und Bethezoon ſtammten aus Paricke im Bezirk Audenarde.

Aber weder Souhe noch Vicus kannten den vierten,
ein ausgehöhltes Gerippe, dem der Alkohol im Begriff war
den Reſt zu geben. Ein Speichelfaden lief ihm in den
Bart, und während er in beiden Händen einen Stock vom
Holze der Vogelkirſche hin und her wippte, machte er rück
wärts gehend vor dem ſich umſchlungen haltenden Kumpanen
Luftſprünge. Mit ſtumpſinnig ſchwimmenden Augen, den
Mund weit geöffnet in einem heiſeren Geſchrei, aus dem
aber bloß ein Röcheln wurde, deuteten ſie vor dem taumeln-
den Hokuspokus des Dürren den Tanzſchritt an, ſchnitten
Grimaſſen und ſchaukelten mit dem Kopfe. Die Nägel
ihrer Schuhe knirſchten auf dem Fußboden, und während
ſie ſich gegenſeitig packten und mit beunruhigendem Ge
ſtampf umherkreiſten, ſahen ſich die Speiſenden kluger
weiſe vor.

„'raus, oder ins Bett, verwünſchte Süffels!“
Eine gewaltige Heiterkeit verbreitete ſich an den

Tiſchen.
Ein dickes Weibsbild, gottesjämmerlich gekämmt, den

Schlotterbuſen in einem Mieder aus roter Baumwolle,

tauchte, durch den Krakeel herbeigelockt, aus der Falltür eufſ
wie das Teufelchen aus der Verierſchachtel.

„Das iſt ja ein ſchöner Lärm! Laßt doch die Leute
in Frieden eſſen! Heda! Holla! Jhr bekommt von mir
weder 'ne Miesmuſchel noch 'nen Klaren!“

Die Fäuſte auf die dicken Hüften geſtemmt, hatte ſie
ſich mitten zwiſchen ſie geſtürzt, keck und hurtig, indem ſie
mehr Entrüſtung zeigte, als ſie in Wahrheit empfand. Als
Kroeg ihr aber luſtig den Arm um die Hüften ſchlingen
wollte, um ſie mit in den Tanz zu ziehen, wurde ſie rot
vor Zorn bis in ihren wüſten Haarwulſt hinein.

„Weg mit der Tatze, Du Lump! Wahrhaftig, ſeid froh,
daß der Wirt ausgegangen iſt! Jch hab Eure Dummheiten
auch ſatt! 'raus!“

Doch Souhe legte ſich ins Mittel.
„Laß ſie doch ein bißchen Spaß machen, Mutter! Sie

werden ſchon noch vernünftig. Man iſt nur einmal jung.“
Er fügte hinzu:
„Wenn ſie gegeſſen haben, wird's beſſer.“
Sie wandte ihr aufgedunſenes Geſicht mit den faden

wäſſerigen Augen lebhaft zu ihm herum.
„Du, Souhe, biſt ein braver Kerl! Aber die da!“
Sie machte eine verächtliche Gebärde und ließ das Maul

hängen:
„Puh! Ae, pfui!“
Sie ſind nicht einen Priem wert,“ ſchrie ſie. „Seit

Neujahr ſind ſie noch nicht wieder nüchtern geworden. Es
iſt ne Schande! Anderswo ſaufen ſie ſich den Hals voll,
und dann ſind ſie hier wie's Vieh. Hier, fehlgeſchoſſen!
Wenn ſie einen Funken von Anſtändigkeit hätten, würden
ſie ſich hier ihren Haarbeutel kaufen und das begleichen,
was ſie hier noch auf dem Kerbholz haben. Du, Kroeg, biſt
für zwei Monate die Penſion ſchuldig. Das muß 'n Ende
haben, verſtehſt Du?“

Kroeg fing an zu unterhandeln, wobei er ſich in ſeinen

unbeſtimmten Darlegungen verhaſpelte. Jn weitſchwei-
figer Weiſe proteſtierte er unter Berufung auf ſeine „Gott-
verdammich, wohl bekannte“ Redlichkeit. Schließlich fing
er an zu faſeln, und, indem er ſich mit wütenden Fauſt-
ſchlägen dröhnend auf den Bruſtkaſten ſchlug, rief er mit
einem Blicke den Himmel zum Zeugen an.

Dila beruhigte ſich ſofort.
„Na gut, wenn Jhr kommt, um zu eſſen, ſo nehmt

Platz, Jungens.“
Dann aber ſtieg ihre Fiſtelſtimme von neuem in vie

höchſte Lage.
„Aber wenn ich bis Sonnabend nicht mein Geld hahbe,

dann geh ich, ganz gewiß, zur Raffinerie und zu Schlei-
ſinger. Jch will was mir zukommt.“

„Da habt Jhr recht,“ ſtimmte Souhe bei.
Die Säufer hatten nicht aufgehört, taumelnd umher-

zupoltern, die Kleider verſchmutzt, die Fäuſte erhoben.
„Ruhe, oder Jhr kommt alle vier auf die Wache, Schrei-

hälſe!“
Souhe ſtieß ſie derb gegen einen Tiſch. Sofort ge-

fügig gaben ſie klein bei, da ſie ſeine Kraft kannten. Nur
Kroeg murrto.

„Wahrhaftig, er ſcheint der Gendarm des Bordells zu
ſein!“

Die Wirtin lachte laut auf.
„Woenn's mir gefällt.“
Souhe zuckte die Achſeln. Er brauchte ſich bloß auf

ihn zu werfen, um den Prahlhans zu zermalmen.
„Halt den Schnabel! Du weißt nicht mehr, was Du

ſagſt!“
Er ſtieß ihm die Daumen in die Rippen, daß er auf-

ſtöhnte. 5Der Burſch, der ein ſchiefes Maul zog, ließ ſich auf
einen Stuhl nieder, ohne noch weiter tückiſch zu tun.

(Fortſetzung folgt.)
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Aber ſo jſt es eben: Die Unabhängigen wollen durchaus be-
weiſen, daß ſie den Parteiverrat mit Recht begangen haben und
ſag ihnen die Wirklichkeit hierzu nicht die geeigneten Waffen
hieter, fo greifen ſie zum vlumpſten Schwindel, zur Entſtellung
und Demagogie. Glücklicherweiſe kommen ſie auch damit noch
an da Ende alle Dinge. und ſo iſt zu hoffen, daß ſie auf dieſe
re noch mehr zur wirklichen Auftlärung der Maſſen beitragen
werden, wie wir es jemals tun können.

Halle und Saalkreis.
Halle, 21. Auguſt 1917.

Vom Obſtwucher.
Die jetzigen hohen Obſtpreiſe wenn ſolches überhaupt zu

haben iſt ſind in erſter Linie auf die nahezu wahnſinnigen
Pacht engebvote für Obſtanpflanzungen zurückzuführen. So
hat man für Alleen in dieſen Jahre, wo die Bäume wenig Aepfel,
noch weniger Birnen getragen, 30 000 Mark bezahlt, während in
früheren Jahren, wo ein Obſtreichtum herrſchte, nur 5000 Mark
angelegt wurden. Das Obſt des Ritterguts Leislau bei Kam-
vurg Provinz Sachſen) iſt für den Phantaſiepreis von 6250 Mark
verkauft worden gegenüber 900 Mark, die im vorigen Jahre dafür
ezahl: wurden. Die Obftnutzung des Ritterguts Kayng bei

Zeitz koſtete im vorigen Jahre bei weit beſſerem Anhang als
heute gegen 4000 Mark. Jn dieſem Jahre nun gibt der Obijt-
pächter 18 000 Mark: das ſind 500 Mark mehr als das ganze

e J v C S wer v 3 wasNittergut im Jahre Pacht koſtet. Das Obſt des Stadtguts

7 d N. v v M v W r 48Sambach, bei deſſen Verſteigerung der Preis ungewöhnlich hoch-
getrieben wurde auf über 11 600 Mark, während die geſamte
Gutspacht 10 000 Markt beträgt! iſt nunmehr von der Behörde
beſchlagnahmt worden, nachdem das Kriegswucheramt den Ver-
tauf für nichtig erklärt hat.

Das ſind nur wenige Beiſpiele von den vielen, die aber
trotzdem die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt nicht veranlaßt
haben, beizeiten gegen dieſen ungeheuern Wucher etwas zu unter-
nehmen. Obwohl unſre Obſternte im allgemeinen nicht reichlich
ausgefallen iſt, beſtehen trotz aller Verſicherungen der Reichs-
ſtelle immer noch an einzelnen Stellen Ausfuhrverbote.
In einem ſtädtiſchen Lebensmittelausſchuß konnte darüber be-
richtet werden, daß ein Gutsbeſitzer aus Randow-Greifenhagen
uroße Mengen von Tomaten, Pfirſichen und Apritkoſen ſeinen
Kühen vorſchüttete, weil er ſie nicht ausführen konnte.

Daß auch die Städte vielfach den Wucher unterſtüßen
und ſich ſogar in engen Wirtſchaftsgebieten die Ware geradezu
biagen, dafür iſt ein Fall intereſſant, der ſich in ketzte
gJeit abgepielt hot. Auf dem Neuköllner Güterbahnhof kamen
zwei Waggons Aepfel an, die die Stadt für 67 Mark pro Zentner
erſtekhen wollte. Sie wurde jedoch von andern Groß- Berliner
Gemeinden überboten, denn Charlottenburg wollte 75 Mark zah-
len, und Wilmersdorf fuhr dann die geſuchte Ware mit 125 M..

S lbar m m C. Jpro Zentner heim. Auch dieſes Ueberbieten iſt kein Einzelfall,
ſondern iſt vor allem beim Abſchluß der Gemüſeverträge häufiger

t r De e reibeobachtet worden. Daß die Arbeitergemeinden bei dieſer Art

d J J J e r 1der Lebensmittelbeſchaffung ſehr ſchlecht wegkommen, verſteht

h c n v en J J oſich am Rande, da ihre Einwohner ja nicht ſo hohe Pretſe an-
legen tönnen.

10 Pfennig Pachtpreis für jede Virne. Aus dem Kreiſe
Leobſchütz wird der „Voſſiſchen Zeitung geſchrieben: Dieſer Tage
fand hier die Verpachtung der Nutzung des Kernobſtes an den
Kreischauſſeen ſtatt. Die etwa 3 Kilometer lange Strecke Bauer-
witz--Kreisgrenze--Dobreſlawitz, die mit Birnen bepflanzt iſt,
brachte u. a., obwohl hier nicht gerade große Vorräte zu erwarte:
ſind, 10 000 Mark. Jede Birne auf dem Baume kommt nach
fachverfſtändiger Schätzung ſchon jetzt weit über 10 Pig. zu ſtehen,
was wird ſie reit toſten?

Erleichterungen für die kleinen Kartoffelerzenger.
Die neuen Beſtimmungen über die Kartoffelverſorgung enthalten u. g.
auch folgenden Paſſus „Die im Kleinban gezogenen Kartoffeln von
Flächen bis zu 200 Quadratmetern ſollen den Kleinanbauern reſtlos
belaſſfen werden. Erforderliche Ausfuhrgenehmigungen müſſen er-
teilt werden. Dem Kommunalverband ſteht es frei, die Kartoffeln auf
den Bedarfsanteil des Kartoffelerzeugers, ſeiner Familie und ſeiner
ſonſtigen Haushaltungsangehörigen teilweiſe anzurechnen. Findet
die Anrechnung ſtatt, ſo ſind dem Kleinanbauer von ſeiner Ernte das
Saatgut und mindeſtens 15 Pfund pro Kopf und Tag
für das ganze Wirtſchaftsjahr frei zu belaſſen.“ Danach hat alſo auch
unſre Stadt die weiteſtgehende Verfügungsfreiheit in bezug auf die Art,
wie ſie gegenüber den ſelbſterzeugten Kartoffeln der kleinen Züchter
verfahren will. Sie kann dieſen Erzeugern alles belaſſen, ſie muß
ihnen aber mindeſtens außer dem Saatgut 1 Pfund pro Kopf und
Tag abrechnen, alſo 10 Pfund jede Woche. Damit iſt mit einem
Male aller Grund zur Unzufriedenheit bei den hieſigen vielen Selbſt-
erzeugern, von der wir erſt geſtern noch ſchrieben, beſeitigt, denn wenn
auch die Stadt nicht noch weitere Erleichterumgen über das vorge-

ſchriebene Mindeſtmaß hinaus gewährt, mit dieſem Mindeſtmaß
jonnen die Selbſterzeuger ſchon auskommen und darum auch zu-
frieden ſein.

Ueber die Braunkohlen-Verteilungsſtellen, von denen
ſich bekanntlich eine auch en Halle beſindet, wird nachträglich noch be
richtet: Bekanntlich hat Deutſchland drei große Gewinnungsſtätten für
Braunkohlenbriteite und Rohbraunkohle, nämlich das rheiniſche, das
mitteldeutſch ſächſiſche und das Niederlauſitzer Revier. Bisher waren
nun die Abſatzgebiete dieſer drei Reviere nicht begrenzt, und ſo kam
es immer wieder vor, daß einzelne Gebiete und Städte von allen
drei Revieren beliefert wurden. Hierdurch wurde die gleichmäßige
Verteilung der zur Verfügung ſtehenden Mengen an Briketten und
Rohkohle für Jnduſtrielle und Privatverbraucher ſehr erſchwert. Bei
der herrſchenden großen Knappheit in Brennmaterialien iſt aber
die möglichſt gleichmäßige Verteilung an alle Verbraucher von
größter Wichtigkeit. Um dieſem idealen Zuſtand möglichſt nahe zu
kommen. ſind die Abſatzgebiete für die genannten drei Reviere jetzt ge-
nan begrenzt, und in jedem derſelben iſt eine „Amtliche Verteilungs-
ſtelle“ mit dem Sitz in Köln, Halle (letztere mit den Unterabteilungen
Dresden, Leipzig und Magdeburg) und Berlin errichtet. Zu Leitern
dieſer Verteilungsſtelle ſind für Köln der Direktor Kruſe, früher im
RheiniſchWeſtfäliſchen Braunkohlenbritettſyndikat, für Halle der Ge
neraldirektor der Riebeckſchen Montanwerte, Bergmeiſter Dr. Hoffmann,
und für Berlin die Direktoren Schmits und Jung ernannt.

Feſtnahme eines Brotkartenfälſchers. Jn einer hieſigen
Buchdruckerei wurde ein auswärts wohnhafter Mann feſtgenommen.
der die Arbeitsräume widerrechtlich betreten hatte, um ſich Vrotmarken
anzufertigen. Er war früher in der genannten Druckerei in Arbeit,
hatte ſich von einem Lehrling den Schlüſſel zum Grundſtück geben
laſſen und wollte den Sonntagvormittag benußzen, um ungeſtört
arbeiten zu können. Der Mann wurde feſtgenommen.

Erhöht die Jnvaliden- und Altersrenten? Jn der
Oeffentlichkeit wird eingetreten für die im Ruheſtand lebenden Beamten
und Beamtenwitwen, die bisher noch keine Teurungszulage erhalten
haben. So ſehr man dieſen Schichten eine Aufbeſſerung ihrer Bezüge
gönnen kann, ſo nötig iſt es, daß zunächſt einmal die Alters und
Jnvalidenrenten der Arbeiter mit den heutigen Koſten des
Lebensunterhalts einigermaßen in Einklang gebracht werden. Hier
handelt es ſich um weite Kreiſe, die bitter Not leiden müſſen, und an
die in erſter Linie gedacht werden muß, wenn endlich Aufbeſſerungen
eintreten ſollen, die über den Kreis der aktiven Beamten und Ange
ſtellten des Staates und des Reiches hinausgehen. Alſo erhöht die
Invaliden und Altersrenten!

Von der Saaleſchiffahrt. Den Vereinigten Elbſchiffahrts
geſellſchaften, A.«G., die zur Ausübung der Kettenſchiffahrt auf der
Saale die alleinige Erlaubnis beſitzt, iſt jüngſt, wie ſchon kurz ge
meldet, die Genehmigung erteilt worden, die Schlepplöhne mit Rück
ſicht auf die Betriebsverteurung um 30 Prozent zu erhöhen und 10 Pro-
zent noch beſonders zum Ausgleich der Kohlenſtener aufzuſchlagen, alſo
insgeſammt eine Erhöhung von 40 Prozent vorzunehmen. Vom Ober
präſidenten der Provinz Sachſen, der für ſolche Tarifänderungen zu-
ſtändig iſt, iſt jedoch an die Genehmigung die Einſchränkung geknüpft
worden, daß die erhöhten Schlepplöhne nur bis ein Jahr nach dem
endgültigen Friedensſchluß erhoben werden dürfen.

Anträge zur Kriegshinterbliebenen-Verſorgung. Die
ſich hier aufhaltenden Witwen der gefallenen oder an Wunden und
ſonſtigen Kriegsdienſtbeſchädigungen geſtorbenen Teilnehmer am gegen-
wärtigen Feldzuge werden darauf aufmerkſam gemacht, daß Anträge
auf die geſetzlichen Hinterbliebenenbezüge (Witwen und Waiſengeld) im
Polizeigebäude, Dreyhauptſtraße, Zimmer 66, anzubringen ſind. Anträge
auf einmalige Zuwendung (Zuſatzrente), Kriegselterngeld, Kapitalab-
findung bei Wiederverheiratung hingegen und ſonſtige Unterftützungs-
anträge ſind bei der ſtädtiſchen Kriegshinterbliebenenfürſorge, Kleine Stein
ſtraße 8 II, Zimmer 29,30, zu ſtellen. Für Anträge auf Kapitalabfindung
zum Grundſtückserwerv oder zur wirtſchaftlichen Stärkung von Grund
beſitz iſt die Polizeiverwaltung zuſtändig.

Die Kohlenverſorgung wird von unſrer entfernteren Nach
barſtadt Magdeburg ſo energiſch durchgeführt, daß ſie darin andern
Städten ein gutes Beiſpiel ſein könnte, nicht zuletzt auch unſrer Heimat-
ſtadt Halle. So wurden jetzt der dort ſchon länger beſtehenden Zentral
kommiſſion zur Einſchränkung des Kohlenverbrauchs eine Anzahl
Unterkommiſſionen an die Seite geſetzt, die folgende Spezialgebiete be
arbeiten ſollen 1. Die rationelle Heizung der Zimmeröfen. Hierzu ſei die
Herausgabe eines aufklärenden Merkblattes notwendig. 2. Ob und wie in
Küchen und Heizküchen eine Erſparnis an Heizungsmaterial erzielt
werden kann. Hierbei wurde mitgeteilt, daß die Stadt zur Beſchaffung
von Kochkiſten bereits die nötigen Vorarbeiten getroffen hat. 3. Anord
nungen zu treffen für die Materialerſparnis bei Häuſern mit Zentral
heizungen. 4. Zuſammenlegung der Schulen und Einflihrung einer durch

gehenden Arbeits zeit in allen ſich dazu eignenden Bureaus.
5. Frühzeitiger Ladenſchluß, Beaufſichtigung der Gaſt und Schankwirt
ſchaften zwecks Lichterſparnis und Zuſammenlegung gleichartiger Betriebe.
6. Feſtſetzung gewiſſer Tagesftunden zur Verabreichung von warmen
Speiſen. 7. Beanfſichtigung der öffentlichen Vergnügungsſtätten, Theater,
Kinos und Konzertſäle. 8. Zu unterſuchen, ob bei den kleineren Ge-
werbebetrieben nicht andre. billigere Kohlenarten verbraucht werden
können als bisher. 9. Der Rüſtungsinduſtrie anheimzugeben, an ihre
Angeſtellten nur gegen Abgabe der Kohlenkarten entſprechend feſtgeſetzte
Quanten zu liefern 19. Zu prüfen. inwieweit eine Erſparnis bei der
Hetzung der Kirchen möglich iſt. 11. Dasſelbe ſoll geſchehen beint Gas-
und Elettrizitätswerk. 12. Die Stromabgabe an die Straßenbahn ſoll
einer Nachkontrolle unterworfen werden, ebenſo die Privatvbeleuchtung
und der Gebrauch der Bade- und Gasheizöfen. Endlich ſoll die Be
heizung ſogenannter Wintergärten und Gewächshäuſer auf ihre Not-
wendigkeit geprüft werden. Den Unterkommiſſionen wurde aufgetragen,
ſo ſchnell als möglich zu arbeiten und die gewonnenen Reſultate um-
gehend der Zentralſtelle mitzuteilen. Sie haben übrigens das Recht,
ſich zweckentiprechend ſelbſt zu ergänzen. Selbſtverſtändlich liegt der
Wert dieſer Einrichtung nicht in der Einſetzung neuer Kommiſſionen
in dieſer Beziehung ſind wir wirklich reich verſorgt ſondern in den Maß
nahmen, die man zur Erſparung von Kohle getroffen hat. Und in bezug
darauf könnte Halle ſehr viel lernen.

Eigentümer geſucht. Jn der Nacht zum 31. Juli hat ein
Dieb gelegentlich eines Einbruchs in einen Schrebergarten am Röpziger
Weg nachgenannte Gegenſtände, die zweifellos aus einem andern Dieb
ſtahl herrühren zurückgelaſſen einen Schloſſerhammer, einen Holzbierhahn,
den abgeſchnittenen Teil eines Rinderhorns zur Aufbewahrung des
Wetzſteins für Schnitter und ein blaugeſtrichenes eiſernes Schwungrad
von 25 Zentimeter Durchmeſſer. Der unbekannte Eigentümer oder wer
Angaben über die Herkunft dieſer Sachen machen kann wird erſucht,
ſich bei der Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 6, Zimmer 38 oder 37,
zu melden. Dort liegen auch die Gegenſtände zur Anſicht aus.

Diebſtähle. Einem hieſigen Pferdehändler wurde am Sonn-
tag ein geſtohlenes Pferd von einem Gaſtwirt und einem Arbeits
burſchen, beide außerhalb wohnhaft, zum Kauf angeboten. Die beiden
wurden feſtgenommen, während das Pferd bei dem Händler unterge-
ſtellt wurde. Am Grünen Weg wurden drei jugendliche Perſonen
beim Pflaumendiebſtahl betroffen. Jhre Namen ſind feſtgeſtellt.

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Zirkus Krone. Von der Direktion wird uns geſchrieben

Wenn ſchon an Wochentagen der Zudrang ein großer war, ſo zeigte
der Sonntag doch noch ein größeres Bild. Eine wahre Völker
wandrung ergoß ſich über die Zugangsſtraßen zum Roßplatz, das
Gedränge an den Zirtustaſſen war mehr als groß und Tauſende
mußten vor dem „Ausverkauft“ wieder umkehren. Selbſt auf dem
Bahnhof machte ſich die Anweſenheit des Zirkus bemerkbar. Die
Züge waren von der Bevölkerung der umliegenden Ortſchaften von
nah und fern überfüllt, und der Verkehr auf dem Bahnhof zeigte
einen ſelten oder nie geſehenen Umfang.

Aus der Provinz.
Staatliche Reglung der Binnenſchiffahrt.
Der Bundesrat hat am 18. Auguſt zwei Verordnungen über

wirtſchaftliche Maßnahmen in der Vinnenſchiffahrt und über die
Errichtung von Betriebsverbänden in der Binnenſchiffahrt er-
laſſen. Dazu wird jetzt von zuſtändiger Seite mitgeteilt:

Die Verordnung über wirtſchaftliche Maßnahmen in der
Binnenſchiffahrt ſieht zunächſt die Feſtſetzung von Höchſt umd
Mindeſtpreiſen für Beförderung auf Binnenwaſſerſtraßen,
für das Schleppen, Beladen und Löſchen von Binnenſchiffen ſowie
für die Miete von Binnenſchiffen vor. Die Feſtſetzung erfolgt
durch die Schiffahrtsabteilung beim Chef des Feldeiſenbahn-
weſens nach Anhörung von Jntereſſenausſchüſſen (Frachtausſchuß,
Sachverſtändigenausſchußz). Weiter werden die Beſitzer von
VBinnenſchiffen verpflichtet, auf Erfordern der Schiffahrtsabtei-
lung innerhalb der von ihr beſtimmten Friſt Beförderungen
auf dem Waſſerweg und das Schleppen von Binnenſchiffen aus
zuführen; ſie müſſen ferner ihre Fahrzeuge der Schiffahrts-
abteilung zu den von ihr beſtimmten Zwecken zur Verfügung
ſtellen und ſich nötigenfalls auch die Engeignung der Fahr-

zeuge gefallen laſſen. Die Beſitzer von Umſchlagsvorrichtungen
haben auf Erfordern der Schiffahrtsabteilung das Beladen und
Löſchen von BVinnenſchiffen zu übernehmen; auch dieſe Einrich
tungen können in Anſpruch genommen und nötigenfalls enteignet

werden. Bei der Beſtimmung der Entſchädigungen für die Er
füllung der den Eigentümern der Fährzeuge und der Umſchlags
vorrichtungen auferlegten Verpflichtungen ſind die obenerwähn-
ten Ausſchüſſe zu hören; gegen die Entſcheidung der Schiffahr.
abteilung iſt die Berufung an ein vom Bundesrat einzurichtendes
Schiedsgericht zuläſſig. Soweit nicht Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind
können auf Antrag der Schiffahrtsabteilung vom Reichskanzle
zur Verhütung von Ueberforderungen Preisprüfungs
ämter errichtet werden mit der Befugnis, die Angemeſſenheit
der vereinbarten Vergütungen im Binnenſchiffahrtsverkehr
(Frachten, Mieten, Lade-, Löſch- und Schleppvergütungen) nach
zuprüfen, die angemeſſenen Preiſe feſtzuſetzen, und Beträge, die
über den feſtgeſetzten Preis hinaus vereinbart ſind, zugunſten des
Reiches einzuziehen. Jhre Entſcheidungen ſind endgültig.

Die zweite Verordnung ermächtigt die Schiffahrtsabteilung,
Beſitzer von Binnenſchiffen auch ohne ihre Zuſtimmung für be-
ſtimmte Bezirke zu rechtsfähigen Betriebsverbänden
zwecks ſtändiger Beobachtung des Schiffs- und Güterverkehrs auf
Binnenwaſſerſtraßen ſowie zur Bereithaltung der Vinnenſchiffe
für Heeres- und kriegs wirtſchaftliche Transporte zu vereinigen.
Die Verordnung trifft Beſtinrmungen über die Organiſation und
die Satzung der Betriebsverbände, die der Aufſicht der Schiff
fahrtsabteilung unterſtehen. Die Mitglieder ſind verpflichtet,
nach näherer Beſtimmung der Satzung den Betriebsverband ül
Aufentbaltsort, Verwendung und Beſatzung der in ihrem Beſitz
befindlichen Binnenſchiffe laufend zu unterrichten. Dadurch wird
ein ſtändiger genauer Ueberblick über den Schiffsraum und über
ſeine augenblickliche Verfügbarkeit und Verwertbvarkeit gewähr-
leiſtet.

Eigne Zucht von Gemüſeſamen.
Vom Landwirtſchaftsminiſterium ergeht folgende Aufforderung:

Die Deckung des Bedarfs von Gemüſeſamen ſtößt während des Krieges
auf Schwierigkeiten. Die Witterung der Kriegsjahre war dem Gemüſe
ſamenbau ungünſtig, außerdem iſt der Bedarf erheblich geſtiegen. Um
einem Mangel an Samen für das nächſte Jahr vorzubeugen, ſollte
jedermann beſtrebt ſein, den im nächſten Jahre benötigten Samen ſelbſt
zu erzeugen. Bei den einjährigen Pflanzen, wie Bohnen, Salat uſw.
läßt ſich das ohne beſondere Schwierigkeiten und Koſten durchführen.

Druſchprämien.
Die durch S 1 der Verordnung über Frühdruſch vom 2. Juni 1917

ReichsGeſetzblatt S. 443) feſtgeſetzte Druſchprämie von 60 Mark für
die Tonne bleibt für Hafer und Gerſte aus der Ernte 1917 bis au
weiteres beſtehen, auch ſoweit die Ablieferung nach dem 15. Auguſt
1917 erfolgt.

Bitterfeld. Pferdediebſtahl. Jn Wolfen wurde einem
Landwirt ein Pferd direkt aus dem Stalle geſtohlen. Da in Hall
ein Gaſtwirt und ein Pferdeburſche mit einem geſtohlenen Pferde feſt
genommen wurden, ſo iſt wohl anzunehmen, daß es ſich hierbei um
den Ausgang eben dieſes Diebſtahls dreht.

m Aus der Umgegend. Jn Friedersdvorf wurden zwei
Arbeiterfrauen dabei abgefaßt, als ſie geſtohlene Kartoffein und Runtel-
rüben, die einen ganzen Handwagen fülliten, nach Hauſe fuhren. Ein
Unglücksfall traf die Familie des Landwirts H. in Priorau. Beim
Nachhauſefahren eines Grünfutterwagens wurde der 7 jährige Sohn
von dem Hinterrad erfaßt und erlitt einen ſchweren Oberſchentelbruch.

Hohenmölſen. Unlautere Mächenſchaften. Man
ſchreibt uns Mit welchen unſaubern Mitteln die Unabhängigen am
Orte arbeiten, beweiſen folgende unſinnige Redensarten des berufenen
„Volksboten“-Expedienten. Dieſer Mann, der noch nie am Parteileben
teilgenommen und ſich um nichts bekümmert hat, iſt jetzt ſo klug ge
worden den Leſern der „Volksſtimme“ vorzureden, ſie ſollten die
„Volksſtimme“ nicht leſen, denn dieſe wolle den Krieg verlängern. Auch
ſucht er den Leſern vorzumachen, der frühere Expedient trage kein
Blatt mehr, dafür trage er es, natürlich nur, um dadurch Leſer für
den „Volksboten“ zu gewinnen mit den Parteiſchriften iſt es dasſelbe,
ja dabei erzählt er den Leſern vor, er trage die Schriften für Bartlitz
dieſer mache es nicht mehr. Demgegenüber ſei feſtgeſtellt daß alle
Schriften die beim frühern Expedienten geleſen wurden, auch heute noch
bei dieſem zu haben ſind. Wir meinen, wer mit ſolchen unwahren
Dingen arbeitet, der hat bald genug abgewirtſchaftet.

Merſeburg. Zum Thema Mieterſchutz, das ja gerade
für Merſeburg und ſein Mieteinigungsamt ſehr wichtig iſt, wird jetzt
von dem Rechtsanwalt Friedländer im „Berl. Tageblatt“ u. a. ge
ſchrieben Vorſicht beim Abſchluß von Mietverträgen iſt ſeit Jn-
krafttreten der Bundesratsverordnung zum Schutze der Mieter vom
26. Juli 1917 geboten. Früher konnte man allgemein abgeſehen
von hier nicht intereſſierenden Ausnahmen mit Beſtimmtheit
darauf rechnen, daß die gemietete Wohnung zum Beginn der Miet
dauer zur Benutzung dem Mieter übergeben wurde. Jetzt iſt durch
die obengenannte Bundesratsverordnung eine weſentliche Aeun-
derung eingetreten. Hat der Vermieter das Mietverhältnis nach
dem 1. Juli 1917 gekündigt, ſo kann auf Anrufen des Mieters vom
Mieteinigungsamt (M.-E.-A.) die Kündigung für wirkungslos
erklärt und die Fortſetzung des Mietverhältniſſes nötigenfalls
unter Erhöhung des Mietzinſes beſtimmt werden. Vor Beendigung
dieſes Verfahrens tritt alſo ein Schwebezuſtand ein, während deſſen
Ungewißheit darüber herrſcht, ob der bisherige Mietvertrag fortgeſehzt
werden muß, oder ob die Mieträume einem neuen Mieter rechtzeitig
werden überlaſſen werden können. Neue Mieter wie Vermieter werden
daher gut daran tun, vor dem Abſchluß eines Mieivertrags ſich darüber
genau zu informieren, ob etwa der bisherige Mieter das Verfahren
über die Wirtungsloſigkeit der Kündigung und die Fortſetzung des
Mietverhältniſſes beim M.E.A. anhängig gemacht hat. Jſt dies der
Fall, ſo iſt es ratſam, den Abſchluß des neuen Mietverirags bis zur
Entſcheidung des M.E.A. hinauszuſchieben.

Zeitz. Sie kneifen und keifen. Das hieſige Organ der
Parteizerſtörer findet jetzt endlich den Mut, auf unſre ausführlichen
Feſtſtellungen gegenüber dem letzthin veröffentlichten fulminanten
Aufruf ſeiner Hintermänner zu antworten. Aber fragt mich nur nicht
wie! Es geht über die Sache ſelbſt wieder nur mit Redensarten hin
weg, wie bisher ſchon immer, zieht aber dafür einen Vergleich zwiſchen
uns und irgendeinem „wirtſchaftsfriedlichen“ Bergarbeiterblättchen her
bei, aus deſſen Haltung es folgenden Extrakt zieht: „Abſchwörung des
Klaſſenkampfs, dafür die gewünſchteHarmonieduſelei, einſeitig ſelbſtverſtänd
lich für den Arbeiter beſtimmt, denn dem Kapitaliſten ſelbſt dürfte man damit
nicht kommen, Verdächtigung der Arbeiterführer und zum Schluſſe die Emp
fehlung der „wirklichen Arbeiterpartei“, an der die Unternehmer ihren
Spaß haben. Unſre Erſatzſozialiſten werden Mühe und Not haben, wenn fie
gegen ſolche gehäufte Konturrenz aufkommen wollen.“ Man muß ſchon
ſagen einfältiger hätten ſich die Parteizerſtörer wohl nicht aus der
Affäre ziehen können, als es hier geſchieht. Denn was ſollen alle dieſe
Redensarten, was haben wir damit gemein Anſcheinend haben aber
jene Leute ſo wenig von dem Weſen des ganzen Parteiſtreits begriffen.
daß ſie ihre Tätigkeit immer noch mit Mittelchen aus den alten Rari
tätenkiſten beſtreiten, genau ſo wie ſchon in jenem von uns erledigten
Aufruf, wo man auch noch mit der alten Schablone Radikalismu
Reviſionismus“ zu arbeiten ſuchte. Es iſt doch wirklich ſchade um
die Leſer, die ein ſolches Zeug hinnehmen müſſen
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